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1  Ergebniszusammenfassung 

 
 

1 Ergebniszusammenfassung	

Hintergrund	und	Ziel	

Ziel des Abrufvorhabens ist die Evaluation der Auswirkungen der in § 5 Absätze 2, 5 und 6 
Heizkostenverordnung (HeizkostenV) festgelegten Regelungen auf Mieterinnen und Mieter. Im 
Mittelpunkt stehen dabei insbesondere mögliche zusätzliche Betriebskosten, die durch den Einsatz 
fernablesbarer Ausstattungen entstehen, sowie deren tatsächlicher Nutzen aus Sicht der Mietenden. 

Die Vorgaben zur unterjährigen Verbrauchsinformation (UVI) sind nicht Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung. Untersucht werden ausschließlich die direkten Folgen der Fernablesbarkeit von 
Einrichtungen zur Verbrauchserfassung. Zwar besteht ein enger Zusammenhang zwischen 
Fernablesbarkeit und UVI – insbesondere, da die Fernablesbarkeit eine Grundvoraussetzung für die 
Umsetzung der unterjährigen Verbrauchsinformation darstellt – eine Bewertung der UVI erfolgt jedoch 
zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen einer gesonderten Evaluation. 

Ebenfalls nicht vertieft betrachtet wurden Synergien durch die Nutzung von Smart-Meter-Gateways 
(SMGW) zur Herstellung der Fernablesbarkeit, beispielsweise im Rahmen von Bündelangeboten nach 
§ 6 des Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG), da diese im Markt bisher noch kaum verbreitet sind. 
Eine vergleichende Kostenanalyse zwischen bisherigen proprietären technischen Lösungen zur 
Fernablesung und SMGW-Lösungen unter Verwendung der CLS-Schnittstelle (Controllable Local 
Systems) war nicht Gegenstand des Auftrags. 

Mit der Novellierung der Heizkostenverordnung zum 1. Dezember 2021 wurden verschiedene 
Anforderungen an die Erfassung und Abrechnung von Heiz- und Warmwasserkosten angepasst: 

• Gemäß § 5 Abs. 2 HeizkostenV dürfen seit dem 1. Dezember 2021 nur noch fernablesbare 
Ausstattungen zur Verbrauchserfassung installiert werden. Diese müssen den Datenschutz 
und die Datensicherheit nach dem Stand der Technik gewährleisten. Die Fernablesbarkeit be
deutet, dass die Ablesung der Verbrauchsdaten ohne Zugang zu den einzelnen Nutzeinheiten 
erfolgen kann. Diese Regelung setzt die Anforderungen der EU-Energieeffizienzrichtlinie um, 
welche die Fernablesbarkeit neu installierter Zähler und Heizkostenverteiler fordert.  

• Fernablesbare Ausstattungen zur Verbrauchserfassung, die ab dem 1. Dezember 2022 instal
liert werden, müssen sicher an ein Smart-Meter-Gateway (SMGW) angebunden werden kön
nen. Die tatsächliche Anbindung an ein SMGW ist jedoch freiwillig und richtet sich nach den 
Vorgaben des Messstellenbetriebsgesetzes. Möglich ist beispielsweise eine Anbindung im 
Rahmen von Bündelangeboten nach § 6 Abs. 1 MsbG, welches mindestens Kostenneutralität 
im Vergleich zur getrennten Ablesung der Sparten voraussetzt. 

• Ab dem 1. Dezember 2022 dürfen gemäß § 5 Abs. 5 HeizkostenV nur noch solche fernables
baren Ausstattungen installiert werden, die einschließlich ihrer Schnittstellen mit den Ausstat
tungen gleicher Art anderer Hersteller interoperabel sind und dabei den Stand der Technik ein
halten. Diese Anforderung wurde im Kontext der Sektoruntersuchung des Bundeskartellamts 
zu Ablesediensten von Heiz- und Wasserkosten eingeführt, die Wettbewerbsdefizite und 
Marktbarrieren identifizierte (Bundeskartellamt, 2017). Das Bundeskartellamt empfahl gesetzli
che Maßnahmen zur Förderung der Interoperabilität, um den Wettbewerb zu stärken und An
bieterwechsel zu erleichtern. 

• § 5 Abs. 6 HeizkostenV konkretisiert, dass die Einhaltung des Stands der Technik vermutet 
wird, wenn Schutzprofile und technische Richtlinien des Bundesamts für Sicherheit in der In
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formationstechnik (BSI) eingehalten werden oder wenn die Ausstattung mit einem Smart-Me
ter-Gateway nach dem Messstellenbetriebsgesetz verbunden ist und die nach dem Messstel
lenbetriebsgesetz geltenden Schutzprofile und technischen Richtlinien eingehalten werden. 

§ 5 Abs. 8 HeizkostenV verpflichtet zur Evaluierung der Auswirkungen dieser Regelungen, 
insbesondere im Hinblick auf zusätzliche Betriebskosten durch fernablesbare Ausstattungen und den 
Nutzen dieser Technologien für Mietende. Der Evaluationsbericht ist spätestens bis zum 
31. August 2025 zu veröffentlichen. 

Methodisches	Vorgehen	

Das Erhebungsverfahren für die Gewinnung von Primärdaten beinhaltet eine Interviewphase sowie 
eine Befragungsphase (Abbildung 1), in denen die zentralen von den Regelungen betroffenen 
Gruppen eingebunden werden: 

• Abrechnungsdienstleister  
• Wohnungswirtschaft und Vermieter*innen 
• Hausverwaltungen  
• Mieter*innen 

 
Abbildung 1: Überblick zum Erhebungsverfahren (Quelle: Eigene Darstellung). 

Ergebnisse	bezüglich	der	Fernablesbarkeit	

Die Untersuchung zeigt, dass fernablesbare Messtechnik in der Praxis bereits weit verbreitet ist. In 
vielen Liegenschaften wurde bereits vor Inkrafttreten der novellierten HeizkostenV auf funkbasierte 
Zähler und Heizkostenverteiler umgerüstet – getrieben durch technische Entwicklungen, zunehmende 
Digitalisierung sowie den Wunsch nach effizienteren und nutzerfreundlicheren 
Abrechnungsprozessen. Die gesetzlichen Anforderungen ab dem 1. Dezember 2021 folgen damit im 
Wesentlichen einem ohnehin bestehenden Markttrend und verstärken diesen lediglich. Ein Großteil 
der Messdienstleister und Verwalter war bereits vor der Novelle auf die Einführung entsprechender 
Systeme vorbereitet, was die Umstellung in vielen Fällen vereinfacht hat. 

Im Rahmen der Untersuchungen konnte festgestellt werden, dass die Anforderungen aus § 5 Abs. 2 
HeizkostenV wirtschaftlich tragfähig umgesetzt werden konnten. Vor dem Hintergrund des bisherigen 
Marktzustands, der bestehenden Gerätegenerationen und der Skaleneffekte auf Anbieterseite 
ergaben sich keine Hinweise auf signifikante zusätzliche Belastungen für Mietende durch diese 
Regelung allein. Bezüglich der Evaluierung zur Frage zusätzlicher Betriebskosten und des Nutzens für 

Desktop-Recherche Interviewphase 
(Fokus Verbände) Befragungsphase

• Bereitstellung von 
Hintergrundinformationen

• Identifizieren von 
bekannten 
Herausforderungen und 
Erkenntnissen

• Informationen bezüglich 
der Fragestellungen der 
Evaluierung

• Input zur Konzeption der 
Befragungsphase

• Vertiefte Erkenntnisse 
aufbauend auf 
Interviewphase

• Validierung von 
Erkenntnissen

• Breiterer Überblick über 
Praxiserfahrung
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Mietende gemäß § 5 Abs. 2 kann mit Blick auf diese Einzelvorgabe somit festgestellt werden, dass 
keine wesentlichen Mehrkosten entstanden sind. Ein weiterer nicht-monetärer Nutzen für Mietende 
ergibt sich durch die Tatsache, dass keine Anwesenheit vor Ort erforderlich ist. 

Die vorliegende Evaluierung betrachtet allerdings nur ein Teilelement des Gesamtbildes, eine 
abschließende Bewertung des Gesamtzusammenhangs – insbesondere im Hinblick auf unterjährige 
Verbrauchsinformationen – ist zu einem späteren Zeitpunkt vorgesehen und kommt ggf. zu anderen 
Ergebnissen. Dabei ist insbesondere die Frage der Definition der Fernablesbarkeit relevant. Die 
Gesetzesbegründung zur Novellierung der HeizkostenV (Bundesrat, 2021) nimmt hinsichtlich der 
Definition explizit Bezug auf die Wirtschaftlichkeit: „Um die wirtschaftliche Machbarkeit der neuen 
Verpflichtung zu gewährleisten, werden in der Änderungsverordnung Walk-by- und Drive-by-
Technologien als fernablesbar definiert.“ Diese Entscheidung erscheint mit Blick auf die reine Erfüllung 
der Anforderungen an die Fernablesbarkeit zunächst nachvollziehbar, da sie kostengünstige und 
bereits verbreitete Technologien einschließt. Problematisch wird diese Auslegung jedoch, wenn man – 
wie in der Heizkostenverordnung gefordert – die damit verbundene Verpflichtung zur Bereitstellung 
unterjähriger Verbrauchsinformationen berücksichtigt. Gerade Walk-by- und Drive-by-Systeme stoßen 
hier an praktische und wirtschaftliche Grenzen, da sie nicht auf eine regelmäßige monatliche Ablesung 
ausgelegt sind. Insofern erscheint es fragwürdig, ob die Entscheidung, auch Walk-by- und Drive-by-
Technologien unter die Definition der Fernablesbarkeit zu fassen, unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten tatsächlich sinnvoll war.  

Ergebnisse	zur	Interoperabilität	

Die eingeführten Anforderungen zur Interoperabilität haben erkennbar Bewegung in den Markt 
gebracht. Technische Standards wie der Open Metering System-Standard (OMS) Protokollrahmen 
sind inzwischen etabliert und ermöglichen erste Schritte hin zu praktikablen Schnittstellenlösungen 
zwischen verschiedenen Dienstleistern. Eine weitere Konkretisierung der Vorgaben für die 
Interoperabilität kann dies weiter unterstützen. Die Entwicklung entsprechender Prozesse ist jedoch 
komplex und erfordert Zeit, weshalb die Umstellung vielerorts noch nicht vollständig abgeschlossen ist 
und bisher keine deutliche Steigerung des Wettbewerbs sichtbar ist. 

In Bezug auf mögliche Kostensenkungen durch die Vorgaben zeigen sich bislang noch keine 
spürbaren Effekte für Mieter*innen oder Eigentümer*innen. Die theoretischen Potenziale – etwa durch 
Anbieterwechsel ohne Geräteaustausch oder durch flexiblere Dienstleisterwahl – sind zwar 
grundsätzlich vorhanden, werden in der Praxis aber bislang nur begrenzt genutzt. Insbesondere 
kleinere Verwaltungen oder Eigentümergemeinschaften bleiben oft in bestehenden Vertragsstrukturen, 
auch weil der organisatorische Aufwand eines Wechsels als hoch eingeschätzt wird. Damit bleibt 
Interoperabilität ein wichtiges Zukunftsthema, dessen volle Wirkung in Bezug auf Marktöffnung und 
Kostenentlastung erst mit weiterer Verbreitung und praktischer Umsetzung sichtbar werden dürfte. 

Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass die mangelnde Interoperabilität technischer Systeme nur 
einer von vielen Faktoren ist, die dazu beitragen, dass der Markt stark konzentriert ist. Zwar ist es 
richtig, dass viele marktbeherrschende Unternehmen proprietäre Mess- und Kommunikationssysteme 
einsetzen, jedoch ist gleichzeitig festzuhalten, dass die Messtechnik üblicherweise nicht im Eigentum 
der Wohnungsunternehmen steht, sondern gemietet wird. Ein Wechsel des Dienstleisters würde daher 
in den meisten Fällen ohnehin einen Austausch der Geräte nach sich ziehen, unabhängig von deren 
technischer Kompatibilität. Aus Sicht der Wohnungsunternehmen erscheint es wenig praktikabel, die 
technische Ausstattung und die Abrechnungsdienstleistung auf zwei unterschiedliche Anbieter 
aufzuteilen, selbst wenn dies rein technisch möglich wäre. Die damit verbundenen Schnittstellen, 
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Abstimmungsprozesse und Verantwortlichkeiten könnten mit zusätzlichem Aufwand und 
Unsicherheiten einhergehen, sodass der potenzielle Nutzen aus Anwendersicht begrenzt erscheint. 

Vor diesem Hintergrund könnte es zielführend sein, die Diskussion um mehr Wettbewerb im Markt 
nicht ausschließlich auf die technische Ebene zu fokussieren, sondern verstärkt auch wirtschaftliche, 
mietrechtliche und vertragliche Aspekte zu berücksichtigen. Ein zentraler Treiber dieser Problematik 
liegt in der gängigen Praxis, dass Heizkostenverteiler in der Regel gemietet statt gekauft werden. Dies 
hat vor allem wirtschaftliche Gründe: Die Mietkosten können von Vermietenden unkompliziert auf die 
Mietenden umgelegt werden, während die Anschaffung der Geräte über die Modernisierungsumlage 
abzurechnen wäre – ein Verfahren, das deutlich komplexer und aufwendiger ist. Ein möglicher Ansatz 
zur Überwindung dieses strukturellen Hindernisses wäre daher, die Anpassung des Rechtsrahmens, 
um die Umlagefähigkeit der Gerätemiete auf Mietende künftig auszuschließen. 

Insgesamt deutet vieles darauf hin, dass technische Interoperabilität zwar ein relevanter Aspekt sein 
kann, aber möglicherweise nicht die entscheidende Stellschraube für die Förderung von Wettbewerb 
darstellt. 

Ergebnisse	zu	Anforderungen	an	die	Einhaltung	von	Schutzprofilen	und	technischen	
Richtlinien	

Der Anschluss an ein Smart-Meter-Gateway (SMGW) für den Sub-Metering-Bereich bei Wärme wird 
laut Rückmeldung der befragten Expert*innen bisher nur selten durchgeführt und unterschiedlich 
bewertet. Sofern bereits ein SMGW im Gebäude vorhanden ist, kann eine Anbindung den Vorteil 
bieten, dass eine ohnehin vorhandene Infrastruktur genutzt werden kann und kein zusätzliches 
Gateway installiert und betrieben werden muss. Dies ermöglicht eine Kommunikation mit hohen 
Anforderungen an die Datensicherheit; die Notwendigkeit eines solchen Schutzniveaus im Bereich 
des Sub-Metering wird unter den Befragten jedoch kontrovers bewertet, da es sich bei den erfassten 
Heizkostenverteilungsdaten um vergleichsweise wenig sensible bzw. unkritische Informationen 
handelt und die Datensicherheit in diesem Anwendungsbereich bereits durch bestehende Standards 
als ausreichend gewährleistet gilt. Aufgrund der bisher geringen Marktdurchdringung können aus den 
Untersuchungen keine Schlussfolgerungen gezogen werden, wie sich die Anbindung der Sub-
Metering-Infrastruktur an ein SMGW kostenseitig auf Mietende auswirkt. 

Weitere	Empfehlungen	

Im Rahmen der Untersuchung ergaben sich auch weiterführende Erkenntnisse, die nicht unmittelbar 
Gegenstand der gesetzlich vorgegebenen Evaluierungsfragen waren, jedoch im Zusammenhang mit 
der praktischen Umsetzung der Fernablesbarkeit sowie Interoperabilität und ihrer wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Bedeutung sind.  

Stärkung der Transparenz 

Es wurde deutlich, dass es kaum öffentlich zugängliche, systematische Daten zu den tatsächlichen 
Kosten von Messdienstleistungen gibt. Weder von Hersteller- noch von Verbraucherschutzseite liegen 
belastbare, differenzierte Kostenanalysen vor. Auch die vorliegenden Untersuchungen waren durch 
eingeschränkte Auskunftsfreude der Interviewpartner*innen bezüglich der Preisentwicklungen geprägt. 

Ein Ansatz wäre die Schaffung eines öffentlich zugänglichen Preisvergleichsportals, das es 
insbesondere kleineren Vermieter*innen ermöglicht, sich über marktübliche Konditionen zu 
informieren. Solch ein Portal könnte – idealerweise in Trägerschaft einer neutralen Stelle wie 
Verbraucherzentralen oder öffentlichen Einrichtungen – anonymisierte Preisbeispiele für 
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unterschiedliche Gebäudegrößen, Regionen und Leistungsumfänge bereitstellen und so zu mehr 
Vergleichbarkeit und Wettbewerbsdruck beitragen. 

Ergänzend dazu wäre auch ein regelmäßiges Marktmonitoring sinnvoll, bei dem größere 
Messdienstleister (je nach Ausgestaltung verpflichtend oder freiwillig) aggregierte Daten zu Preisen 
der Leistungsbestandteile melden. Diese Informationen könnten von einer zuständigen öffentlichen 
Stelle ausgewertet und veröffentlicht werden, um strukturelle Entwicklungen im Markt sichtbar zu 
machen. 

Parallel dazu könnten Verbraucherverbände durch gezielte Informationsangebote – etwa in Form von 
Musterabrechnungen, Beratungsmaterialien oder Online-Rechnern – dazu beitragen, dass 
Mieter*innen ihre Betriebskosten besser nachvollziehen und bei Bedarf auch hinterfragen können. 

Deckelung bzw. Begrenzung der umlagefähigen Kosten 

Unabhängig von den spezifisch zu evaluierenden Anforderungen zeigt sich, dass eine strukturelle 
Herausforderung besteht: Da die Kosten für Messdienstleistungen regelmäßig an die Mietenden 
weitergereicht werden können, besteht auf Seiten von Vermietern oder Hausverwaltungen oftmals nur 
ein begrenzter Anreiz, kostengünstige oder wettbewerbsgetriebene Lösungen zu realisieren. Dies 
betrifft insbesondere kleinere oder weniger professionalisierte Akteure, bei denen Prozesse wie 
Anbieterwechsel oder Angebotsvergleiche aus zeitlichen, organisatorischen oder 
informationsbezogenen Gründen nicht oder nur selten umgesetzt werden. In der Folge können sich 
vermeidbare Mehrkosten für Mieterinnen und Mieter ergeben, ohne dass dies transparent 
nachvollziehbar wäre. 

Eine Deckelung bzw. Begrenzung der umlagefähigen Kosten für Heizkostenabrechnungen könnte 
dazu beitragen, die teils stark variierenden Preisniveaus in unterschiedlichen Marktsegmenten 
anzugleichen und insbesondere für Mieter*innen in kleineren Mietobjekten mit privaten Vermietern 
spürbare Entlastungen zu schaffen. In diesen Konstellationen sind die Pro-Nutzeinheit-Kosten häufig 
überdurchschnittlich hoch, was sich direkt in den Betriebskosten niederschlägt. Eine Begrenzung der 
Umlagefähigkeit könnte somit nicht nur den Wettbewerb stärken, sondern auch mehr Transparenz und 
Kostenkontrolle fördern. 

Allerdings greift ein solcher Ansatz nur ein Teilproblem heraus: Die Problematik der pauschalen 
Kostenweitergabe betrifft auch andere Dienstleistungen im Betriebskostenbereich, wie etwa 
Hausmeister- oder Gartenpflegeleistungen. Eine gezielte Begrenzung bei der Heizkostenabrechnung 
könnte daher eine einseitige Regulierung darstellen. Zudem ist die Festlegung eines geeigneten 
Deckelungsbetrags angesichts regional stark schwankender Marktpreise und individueller 
Objektbedingungen komplex. Eine übergreifende, systematische Lösung zur Begrenzung 
umlagefähiger Dienstleistungskosten wäre möglicherweise wirkungsvoller und fairer als eine auf die 
Abrechnungsdienstleistungen begrenzte Einzelanforderung. 

Verpflichtende Einholung mehrerer Angebote durch Vermietende 

Eine verpflichtende Einholung mehrerer Angebote durch Vermietende könnte dazu beitragen, die 
Transparenz bei der Vergabe von Messdienstleistungen zu erhöhen und die Wahrscheinlichkeit zu 
steigern, dass ein kostengünstiges Angebot ausgewählt wird. Insbesondere in weniger kompetitiven 
Marktsegmenten kann dies preisdämpfend wirken und dem Interesse der Mietenden an einer 
wirtschaftlichen Verwaltung ihrer Wohnkosten entsprechen. Gleichzeitig ist jedoch zu beachten, dass 
eine solche Vorgabe mit erheblichem bürokratischem Aufwand verbunden wäre – insbesondere für 
kleinere Vermietungseinheiten oder in Regionen mit begrenzter Anbieterauswahl. Auch die Kontrolle 
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der Einhaltung einer solchen Vorgabe wäre aufwendig und realistisch betrachtet kaum durchsetzbar, 
da es unwahrscheinlich ist, dass Mietende in solchen Fällen rechtlich aktiv würden. Zudem ist unklar, 
ob die Maßnahme tatsächlich zu signifikanten Kosteneinsparungen führen würde, da in vielen Fällen 
strukturelle Marktfaktoren die Preisgestaltung stärker beeinflussen als einzelne Angebotsvergleiche. 
Im Fazit wird nicht empfohlen, die Einholung mehrerer Angebote verpflichtend zu fordern. 

Allerdings haben Mietende bereits nach geltendem Recht nach § 6 Abs. 5 MsbG einen Anspruch 
gegenüber dem Gebäudeeigentümer auf Einholung von Bündelungsangeboten unter Nutzung von 
SMGW. Es sollte künftig stärker betrachtet werden, ob Kosteneinsparungen für Mietende durch 
Synergien hier möglich sind und wie derartige Angebote stärker in den Markt wachsen können. 

Ausnahme von der verbrauchsabhängigen Abrechnung bei übermäßigen Kosten 

Ein möglicher Ansatz zur Begrenzung unverhältnismäßiger Abrechnungskosten besteht darin, 
Ausnahmen von der Pflicht zur verbrauchsabhängigen Heizkostenabrechnung zuzulassen, wenn kein 
marktübliches Angebot unterhalb eines festgelegten Schwellenwerts vorliegt. Konkret könnte dies 
bedeuten, dass Vermieter*innen von der Abrechnungspflicht befreit werden, sofern sie nachweisen, 
dass keine Angebote unter einem bestimmten Betrag pro Wohneinheit erhältlich sind. Der Vorteil 
dieses Modells liegt in einem verbesserten Schutz der Mieter*innen in Fällen, in denen die 
Abrechnungskosten potenzielle Energieeinsparungen deutlich übersteigen würden. Auch wenn die 
Bereitstellung von Verbrauchsinformationen Mietende grundsätzlich dabei unterstützen kann, 
Einsparmaßnahmen umzusetzen und damit Kosten zu senken, muss aus Sicht des Mieterschutzes 
gewährleistet sein, dass die dafür anfallenden Messdienstleistungskosten nicht höher ausfallen als die 
potenziell erreichbaren Einsparungen. Zudem entsteht für Vermietende ein Anreiz, aktiv 
Vergleichsangebote einzuholen, da diese eine notwendige Voraussetzung für den Nachweis einer 
zulässigen Ausnahme darstellen. Für Messdienstleister besteht ein starker Anreiz, wettbewerbsfähige 
Preise für alle Verbrauchssegmente zu gestalten, um das unter die Ausnahme fallende Segment des 
Mietwohnungsbestandes gering zu halten. 

Allerdings wäre im Rahmen einer solchen Regelung zu prüfen, ob sie mit den Vorgaben der EU-
Energieeffizienzrichtlinie vereinbar ist. Zwar sieht die Richtlinie grundsätzlich die verbrauchsabhängige 
Abrechnung vor, lässt jedoch Ausnahmen zu, wenn eine Umsetzung nachweislich nicht wirtschaftlich 
ist – etwa, weil die Kosten die potenziellen Einsparungen übersteigen. Vor diesem Hintergrund 
erscheint eine Ausnahmeregelung bei überhöhten Angebotspreisen grundsätzlich realistisch und 
rechtlich vertretbar, sofern die mangelnde Wirtschaftlichkeit im konkreten Fall nachvollziehbar belegt 
werden kann. 

Empfehlung für zukünftige Evaluierungen 

Für künftige Evaluierungen zur Wirkung von Regelungen der Heizkostenverordnung wird empfohlen, 
den Untersuchungsrahmen so zu gestalten, dass die Vorgaben aus § 5 HeizkostenV und § 6a 
HeizkostenV gemeinsam betrachtet werden. Dies beruht auf dem engen inhaltlichen Zusammenhang 
beider Regelungsbereiche, da eine isolierte Analyse jeweils nur ein begrenztes Verständnis der 
Gesamtauswirkungen ermöglichen kann. 
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2 Hintergrund	

Mit der Novellierung der Heizkostenverordnung (HeizkostenV) zum 1. Dezember 2021 wurden 
verschiedene Anforderungen an die Erfassung und Abrechnung von Heiz- und Warmwasserkosten 
angepasst: 

• Gemäß § 5 Abs. 2 HeizkostenV dürfen seit dem 1. Dezember 2021 nur noch fernablesbare 
Ausstattungen zur Verbrauchserfassung installiert werden. Diese müssen den Datenschutz 
und die Datensicherheit nach dem Stand der Technik gewährleisten. Die Fernablesbarkeit be
deutet, dass die Ablesung der Verbrauchsdaten ohne Zugang zu den einzelnen Nutzeinheiten 
erfolgen kann. Diese Regelung setzt die Anforderungen der EU-Energieeffizienzrichtlinie um, 
welche die Fernablesbarkeit neu installierter Zähler und Heizkostenverteiler fordert. Fernab
lesbare Ausstattungen zur Verbrauchserfassung, die ab dem 1. Dezember 2022 installiert wer
den, müssen sicher an ein Smart-Meter-Gateway angebunden werden können. 

• Ab dem 1. Dezember 2022 dürfen gemäß § 5 Abs. 5 HeizkostenV nur noch solche fernables
baren Ausstattungen installiert werden, die einschließlich ihrer Schnittstellen mit den Ausstat
tungen gleicher Art anderer Hersteller interoperabel sind und dabei den Stand der Technik ein
halten. Diese Anforderung wurde im Kontext der Sektoruntersuchung (Bundeskartellamt, 
2017) des Bundeskartellamts zu Ablesediensten von Heiz- und Wasserkosten eingeführt, die 
Wettbewerbsdefizite und Marktbarrieren identifizierte. Das Bundeskartellamt empfahl gesetzli
che Maßnahmen zur Förderung der Interoperabilität, um den Wettbewerb zu stärken und An
bieterwechsel zu erleichtern. 

• § 5 Abs. 6 HeizkostenV konkretisiert, dass die Einhaltung des Stands der Technik vermutet 
wird, wenn Schutzprofile und technische Richtlinien des Bundesamts für Sicherheit in der In
formationstechnik (BSI) eingehalten werden oder wenn die Ausstattung mit einem Smart-Me
ter-Gateway nach dem Messstellenbetriebsgesetz verbunden ist und die nach dem Messstel
lenbetriebsgesetz geltenden Schutzprofile und technischen Richtlinien eingehalten werden. 

§ 5 Abs. 8 HeizkostenV verpflichtet zur Evaluierung der Auswirkungen dieser Regelungen, 
insbesondere im Hinblick auf zusätzliche Betriebskosten durch fernablesbare Ausstattungen und den 
Nutzen dieser Technologien für Mietende. Der Evaluationsbericht ist spätestens bis zum 
31. August 2025 zu veröffentlichen. 

Die Einführung fernablesbarer und interoperabler Ausstattungen zur Verbrauchserfassung hat 
technische, wirtschaftliche und soziale Implikationen. Eigentümer stehen vor der Herausforderung, 
bestehende Systeme entsprechend umzurüsten und dabei die Anforderungen an Interoperabilität, 
Datenschutz und Datensicherheit zu erfüllen. Gleichzeitig stellt sich für Mieterinnen und Mieter die 
Frage, ob die mit der Umstellung verbundenen Kosten durch konkrete Vorteile wie mehr Transparenz 
beim Energieverbrauch und bessere Steuerungsmöglichkeiten ausgeglichen werden. Dies wird 
betrachtet vor dem Hintergrund, dass die Kosten für Abrechnungsdienstleistungen für Heizkosten, 
einschließlich der Miete der Geräte (z. B. Heizkostenverteiler, Wärmemengenzähler), grundsätzlich 
vollständig umlagefähig auf die Mieter*innen sind. 

Der Evaluationsauftrag nach § 5 Abs. 8 HeizkostenV ist vor diesem Hintergrund ein zentrales 
Instrument, um die tatsächlichen Auswirkungen der Neuregelungen auf die betroffenen 
Personengruppen zu bewerten. Ziel ist es, sowohl die finanzielle Belastung als auch den praktischen 
Nutzen aus Sicht der Mietenden differenziert darzustellen und mögliche Anpassungsbedarfe in der 
Verordnung zu identifizieren. 
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3 Zielsetzung	

Ziel des Abrufvorhabens ist die Evaluation der Auswirkungen der in § 5 Absätze 2, 5 und 6 
Heizkostenverordnung (HeizkostenV) festgelegten Regelungen auf Mieterinnen und Mieter. Im 
Mittelpunkt stehen dabei insbesondere mögliche zusätzliche Betriebskosten, die durch den Einsatz 
fernablesbarer Ausstattungen entstehen, sowie deren tatsächlicher Nutzen aus Sicht der Mietenden. 

Die Vorgaben zur unterjährigen Verbrauchsinformation (UVI) sind nicht Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung. Untersucht werden ausschließlich die direkten Folgen der Fernablesbarkeit von 
Einrichtungen zur Verbrauchserfassung. Zwar besteht ein enger Zusammenhang zwischen 
Fernablesbarkeit und UVI – insbesondere, da die Fernablesbarkeit eine Grundvoraussetzung für die 
Umsetzung der unterjährigen Verbrauchsinformation darstellt – eine Bewertung der UVI erfolgt jedoch 
zu einem späteren Zeitpunkt im Rahmen einer gesonderten Evaluation. 
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4 Methodisches	Vorgehen	

Die Umsetzung des Evaluationsauftrags gemäß § 5 Abs. 8 HeizkostenV folgt der in der Arbeitshilfe zur 
Evaluierung von Regelungen der Bundesregierung (Bundesregierung, 2024) dargestellten 
Vorgehensweise. Dabei unterstützt das vorliegende Vorhaben bezüglich der Konzeption der 
Evaluierung die folgenden dort aufgeführten Arbeitsschritte in der in den nachfolgenden Abschnitten 
dargestellten Weise. 

Ermittlung	der	Betroffenen	

Im ersten Schritt werden die von den Regelungen betroffenen Akteure ermittelt, indem vorhandene 
rechtliche, technische und wissenschaftliche Grundlagen sowie der relevanten Stellungnahmen aus 
Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft gesichtet werden. Die Recherche zielt zudem darauf ab, 
bereits bekannte Herausforderungen, Zielkonflikte und Bewertungskriterien im Zusammenhang mit 
der Umsetzung der §§ 5 Abs. 2, 5 und 6 HeizkostenV zu identifizieren. 

Als zentrale betroffene Akteure werden die folgenden Zielgruppen identifiziert: 

• Abrechnungsdienstleister müssen ihre Systeme und Prozesse an die neuen technischen und 
rechtlichen Anforderungen anpassen. 

• Vermieter*innen müssen sicherstellen, dass die installierten Geräte die neuen Anforderungen 
erfüllen und müssen diese ggf. umrüsten bzw. den Vorgang mit den Abrechnungsdienstleis
tern koordinieren. 

• Hausverwaltungen übernehmen die operative Umsetzung der technischen Umrüstungen bzw. 
koordinieren die Kommunikation mit Abrechnungsdienstleistern. 

• Mietende: Tragen mögliche Kosten für die Umsetzung, da diese umlagefähig sind. Zudem ent
fällt der Zutritt zur Wohnung für Ablesungen, da diese nun aus der Ferne erfolgen. Als indi
rekte Folge erhalten sie durch die neuen Vorgaben regelmäßig unterjährige Verbrauchsinfor
mationen, was eine verbesserte Verbrauchstransparenz ermöglicht (nicht Gegenstand der 
Evaluierung). 

• Messstellenbetreiber sind für Untersuchungen zur Heizkostenverordnung relevant, da sie per
spektivisch im Rahmen von Bündelungsangeboten auch Submetering-Leistungen überneh
men könnten und damit potenziell eine zunehmende Rolle in der zukünftigen Ausgestaltung 
und Integration von Erfassungs- und Abrechnungsprozessen spielen. 

Entwicklung	des	Wirkmodells	

Das Wirkmodell (Abbildung 2) bildet das analytische Gerüst der Evaluierung, indem es darlegt, auf 
welchem hypothetischen Wirkpfad die Änderung der Rechtsnorm über bestimmte Einflussfaktoren zur 
angestrebten Zielerreichung führen soll. Für die vorliegende Evaluierung ist dabei anzumerken, dass 
die hier zu evaluierenden Vorgaben aus § 5 Abs.2 HeizkostenV die Voraussetzung bilden, dass den 
Mieter*innen unterjährige Verbrauchsinformationen bereitgestellt werden können. Die Vorgaben zur 
unterjährigen Verbrauchsinformation sind nicht Bestandteil der vorliegenden Evaluierung. Der Fokus 
liegt daher auf den direkten Wirkungen (Outcomes) in Bezug auf die Kostenumlage sowie auf dem 
Nutzen, der sich daraus ergibt, dass Mietende für die Ablesung nicht zu Hause sein müssen. 
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Abbildung 2: Wirkmodell für die Untersuchung (Quelle: Eigene Darstellung). 

Wahl	des	Untersuchungsdesigns	und	Erhebungsverfahrens	

Als Untersuchungsdesign kommt ein Vorher-Nachher-Vergleich zum Einsatz. Dabei wird analysiert, 
inwieweit sich im Zuge der Einführung der entsprechenden Vorgaben messbare Wirkungen eingestellt 
haben. 

Als Erhebungsverfahren wird ein mehrstufiges methodisches Vorgehen gewählt, das die Erhebung 
von Primärdaten im Rahmen einer Interviewphase sowie einer Befragungsphase beinhaltet 
(Abbildung 3). Ziel ist es, sowohl qualitative Einschätzungen relevanter Akteursgruppen als auch 
quantitative Rückmeldungen zur praktischen Umsetzung und zu den Auswirkungen der Regelungen 
zu erfassen. 

 
Abbildung 3: Überblick zum Erhebungsverfahren (Quelle: Eigene Darstellung). 

  

Desktop-Recherche Interviewphase 
(Fokus Verbände) Befragungsphase

• Bereitstellung von 
Hintergrundinformationen

• Identifizieren von 
bekannten 
Herausforderungen und 
Erkenntnissen

• Informationen bezüglich 
der Fragestellungen der 
Evaluierung

• Input zur Konzeption der 
Befragungsphase

• Vertiefte Erkenntnisse 
aufbauend auf 
Interviewphase

• Validierung von 
Erkenntnissen

• Breiterer Überblick über 
Praxiserfahrung
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Die Interviews werden leitfadengestützt1 geführt und umfassen folgende Zielgruppen: 

• Verbände von Messdienstleistern, inkl. einzelner ausgewählter Unternehmen 
• Verbände der Immobilienwirtschaft, ebenfalls ergänzt um ausgewählte Unternehmen der 

Wohnungswirtschaft 
• Verbände von Haus- und Immobilienverwaltungen 
• Vertreterinnen und Vertreter von Kleinvermietern 
• Verbände des Mieterschutzes sowie Verbraucherschutzorganisationen 
• Vertreterinnen und Vertreter von SMGW-Herstellern 

Die Auswahl der Interviewpartner erfolgt mit dem Ziel, eine möglichst breite fachliche und praktische 
Perspektive auf die Umsetzung und Wirkung der Regelungen abzubilden – sowohl aus Anbieter- als 
auch aus Mietendensicht. 

Der dritte Baustein beinhaltet eine vom 27. März bis 25. April 2025 durchgeführte standardisierte 
Online-Befragung, um eine breitere empirische Basis zur Einschätzung der Auswirkungen der 
HeizkostenV zu schaffen. Die Befragung richtet sich an Mitglieder der oben genannten Verbände. Der 
Link zum Fragebogen wird über die jeweiligen Verbände an deren Mitglieder weitergeleitet.  

Tabelle 1 listet die neun Verbände auf, mit denen im Rahmen der Evaluierung Interviews geführt 
werden konnten. Die Verbände verteilen sich auf verschiedene Tätigkeitsbereiche bzw. Zielgruppen: 
Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen, Haus- bzw. Immobilienverwaltungen, die 
Wohnungswirtschaft, Private Kleinvermieter*innen und Mieter*innen. 

Tabelle 1: Verbände, mit denen Interviews geführt wurden. 

Zusätzlich wurden mit acht einzelnen Unternehmen der betroffenen Branchen Interviews geführt (vgl. 
Tabelle 2). Diese beschränkten sich auf große Marktteilnehmer im Bereich der Abrechnungs- bzw. 
Messdienstleister sowie der Wohnungswirtschaft. 

1 Der Interviewleitfaden ist in Anhang II dargestellt. 

Verband Zuordnung Tätigkeitsbereich 

Bundesverband für Energie- und Wasserdatenmanagement e.V. 
(BVED) 

Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

DEUMESS e.V. Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

Verband der Immobilienverwalter Deutschland e. V. (VDIV) Haus- bzw. Immobilienverwaltungen 

Immobilienverband Deutschland (IVD) Haus- bzw. Immobilienverwaltungen 

Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e.V. (GdW) 

Wohnungswirtschaft 

Zentraler Immobilien Ausschuss (ZIA) Wohnungswirtschaft 

Haus & Grund Private Kleinvermieter*innen 

Deutscher Mieterbund Mieter*innen 

Verbrauchzentrale Bundesverband (vzbv) Mieter*innen 

Verbrauchzentrale Nordrhein-Westfalen Mieter*innen 
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Tabelle 2: Einzelunternehmen, mit denen Interviews geführt wurden. 

Im Rahmend der Befragung haben insgesamt 394 Teilnehmende die Befragung vollständig ausgefüllt, 
davon 266 aus der Wohnungswirtschaft, 92 von Abrechnungs- bzw. Messdienstleistern und 32 von 
Haus- bzw. Immobilienverwalter*innen (Abbildung 4). Private Kleinvermieter*innen sowie Sonstige 
haben kaum teilgenommen (jeweils n = 2). 

 
Abbildung 4: Teilnehmende der Befragung nach Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

  

2 Wurde nur zu § 5 Abs. 6 HeizkostenV interviewt. 

Unternehmen Zuordnung Tätigkeitsbereich 

Techem GmbH Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

ista SE Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

BRUNATA-METRONA GmbH Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

KALORIMETA GmbH Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

EINHUNDERT Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

metiundo Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen 

Catella Wohnungswirtschaft 

Wohnungsbaugesellschaft mbH Weißwasser (WBG) Wohnungswirtschaft 

Berliner Baugenossenschaft (BBG) Wohnungswirtschaft 

degewo AG Wohnungswirtschaft 

Theben Smart Energy2 Gerätehersteller 

PPC AG Gerätehersteller  

EY Beratung 

BSI Bundesbehörde 
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Der Großteil der Befragten (n=216) bewirtschaftet zwischen 1.001 und 10.000 Wohneinheiten (WE), 
251 bis 1.000 bzw. 10.001 bis 100.000 WE sind gleichermaßen vertreten, mit n=69 bzw. n=70 
(Abbildung 5). Noch kleinere bzw. noch größere Anzahlen an WE werden nur von ca. 40 Befragten 
bewirtschaftet. 

 
Abbildung 5: Teilnehmende der Befragung nach Größe (in Wohneinheiten) und Tätigkeitsbereich (Quelle: 
Befragung). 
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5 Ergebnisse	zur	Fernablesbarkeit	
(§	5	Abs.	2	HeizkostenV)	

5.1 Hintergrund	

Für die Fernablesung von Messeinrichtungen zur Heizkostenabrechnung stehen verschiedene 
technologische Optionen zur Verfügung (Tabelle 3): 

• Eine bisher häufig eingesetzte Variante ist die Walk-by- oder Drive-by-Lösung. Dabei senden 
die Messgeräte ihre Verbrauchsdaten per Funk über kurze Distanzen, die mit mobilen Erfas
sungsgeräten – etwa bei einem Rundgang oder einer Vorbeifahrt – ausgelesen werden. Diese 
Methode erfordert keine permanente Kommunikationseinrichtung im Gebäude, liefert jedoch 
nur stichtagsbezogene, nicht kontinuierliche Verbrauchsdaten. Insbesondere ist eine laufende 
Online-Visualisierung für die Kunden nicht möglich. Eine genaue Quantifizierung des Anteils 
von Walk-by oder Drive-by Lösungen im Bestand ist nicht möglich, auf Basis der Angaben ein
zelner Interviewpartner wird dieser auf ca. 20% geschätzt. Bei den neu eingebauten Geräten 
spielt Walk-by/Drive-by laut der Interviewpartner eine untergeordnete Rolle. 

• Eine weitere häufig verwendete Lösung stellt die stationäre Funkfernablesung dar. Hierbei 
wird ein System aus Funk-basierten Heizkostenverteiler ergänzt um fest installierte Empfangs
einheiten (Gateways), die Verbrauchsdaten automatisch in regelmäßigen Intervallen erfassen 
und verschlüsselt an zentrale Datenserver übermitteln. Bei neu eingebauten Messeinrichtun
gen wird die stationäre Funkfernablesung inzwischen in einem Großteil der Fälle eingesetzt 
und gilt als marktübliche Lösung. 

Tabelle 3: Vergleich der Optionen zur Fernablesung 

Im Zuge der Novellierung der HKVO hat sich der Gesetzgeber dafür entschieden, die Vorgaben der 
EU-Energieeffizienzrichtlinie so umzusetzen, dass auch Walk-by- und Drive-by-Technologien als 
fernablesbar gelten. Diese Entscheidung hat weitreichende Konsequenzen, da damit nicht nur die 
Verpflichtung zur schrittweisen Ausstattung von Liegenschaften mit fernablesbaren Messeinrichtungen 
erfüllt werden soll, sondern zugleich auch die Pflicht zur Bereitstellung unterjähriger 
Verbrauchsinformationen ausgelöst wird. Die Einstufung als „fernablesbar“ bedeutet somit, dass alle 
Gebäude mit Walk-by-/Drive-by-Technik verpflichtet sind, monatliche Verbrauchsinformationen 
bereitzustellen. In der Praxis stellt dies jedoch ein erhebliches Problem dar: Walk-by- und Drive-by-
Systeme sind technisch nicht für eine regelmäßige monatliche Ablesung konzipiert und erfordern 
hierfür manuelle Vor-Ort-Einsätze, was mit erheblichem Aufwand und Kosten verbunden ist. 

 Walk-by/Drive by Stationäre Fernablesung 

Ablesemethode Vor Ort mit mobilem Lesegerät 
(außerhalb der Wohnung) 

Automatisierte Übertragung per 
Funknetz 

Personal vor Ort nötig? Ja (zum Ablesezeitpunkt) Nein 

Datenerfassung Nur an einem bestimmten Tag Kontinuierlich, regelmäßig 

Rechtlich fernablesbar? Ja Ja 

Monatliche Verbrauchsinfo Sehr aufwändig/teuer, da Vor-Ort-
Ablesung erforderlich ist 

Mit geringem Aufwand möglich, da 
ohne Vor-Ort-Präsenz  

Installation und Wartung Einfach, wenig Infrastruktur Aufwändiger (Gateways, 
Netzwerke) 
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5.2 Ergebnisse	der	Interviewphase	

Die Interviews mit verschiedenen Akteuren zeigen ein durchmischtes Bild der Fernablesbarkeit von 
Heizkostenmessgeräten. Auf der einen Seite wird eine Vielzahl praktischer Vorteile genannt: Die 
Vermeidung von Wohnungsbesuchen entlastet Mieter und spart organisatorischen Aufwand. Eine 
stichtagsgenaue Abrechnung bei Mieterwechsel ist ohne zusätzlichen Vor-Ort-Termin möglich, defekte 
Geräte lassen sich frühzeitig erkennen und Ablesefehler durch manuelle Eingaben werden vermieden. 
Die Fernablesung erhöht zudem die Sicherheit vor Manipulationen und trägt durch den Wegfall von 
Anfahrten zu einer nachhaltigeren Betriebsweise bei. 

Das Kosten-Nutzen-Verhältnis wird überwiegend positiv bewertet. Die Mehrheit der Akteure betont, 
dass digitale Funktechnik langfristig Personal- und Betriebskosten senkt und bereits heute 
Einsparungen im laufenden Betrieb ermöglicht. Zwei Interviewpartner*innen berichten hingegen, dass 
die Kosten häufig nicht sinken, teilweise sogar steigen – etwa durch zusätzliche Ablesegebühren oder 
eine höhere technische Anfälligkeit. 

Bezüglich der insgesamt positiven Einordnung zur Wirtschaftlichkeit besteht allerdings die 
Einschränkung, dass diese sich ausschließlich auf die direkten Kosten bezieht. Nicht einbezogen sind 
die Folgekosten, die sich aus der gesetzlichen Verpflichtung ergeben, bei fernablesbaren Geräten 
auch unterjährige Verbrauchsinformationen bereitzustellen. Diese Informationspflicht verursacht 
zusätzlichen technischen und organisatorischen Aufwand, der nicht Untersuchungsgegenstand der 
vorliegenden Evaluierung ist. 

Im Rahmen der Interviews haben einzelne Messdienstleister Daten über die Anteile der 
fernablesbaren Heizkostenverteiler bzw. komplett fernablesbaren Liegenschaften zur Verfügung 
gestellt. Auf Basis dieser Daten lässt sich ableiten, dass der Anteil der komplett mit Fernfunk 
ablesbaren Liegenschaften derzeit etwa zwischen 45% und 65% liegt, wobei der Anteil fernablesbarer 
Heizkostenverteiler an allen Heizkostenverteilern der jeweiligen Dienstleister mit ca. 75% bis 95% 
deutlich höher liegt. Die Differenz ergibt sich hauptsächlich durch die ebenso als fernablesbar 
definierte Datenaufnahme mittels walk-by/drive-by: hier sind die einzelnen Heizkostenverteiler 
fernablesbar, werden aber nicht über ein fernfunkfähiges Gateway an den Messdienstleister 
übermittelt, sondern im/am Gebäude aufgenommen. 

5.3 Ergebnisse	der	Befragungsphase	

5.3.1 Anteil	fernablesbarer	Geräte	

Der Anteil fernablesbarer Geräte stieg vom 01.12.2021 bis zum Zeitpunkt der Befragung 
(März/April 2025) von durchschnittlich 59,72 % auf 79,78 % an. Dieser Durchschnitt berechnet sich 
aus den Angaben von 259 Befragten (01.12.2021) und 333 Befragten (März/April 2025). Die 
Verteilung nach Anzahl der Wohneinheiten ist in Abbildung 6 sichtbar. Die Abbildung zeigt den Anteil 
der Unternehmen (X-Achse) in den jeweiligen Größenklassen (Y-Achse) und deren berichtete Anteile 
fernablesbarer Geräte (grüne Schattierungen). 
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Abbildung 6: Anteil fernablesbarer Geräte im Bestand der teilnehmenden Akteure vor dem 01.12.2021 
(oben) und zum Zeitpunkt der Befragung im März/April 2025 (unten) nach Größe (Anzahl der 
Wohneinheiten) (Quelle: Befragung). 

5.3.2 Nutzen	der	Fernablesbarkeit	

Der Nutzen der Fernablesbarkeit wird überwiegend als „hoch“ eingeschätzt (Abbildung 7). 
Abrechnungs- und Messdienstleister sehen den größten Nutzen (ca. 80% mit Antwort „hoch“). Die 
Wohnungswirtschaft sieht den Nutzen leicht niedriger (ca. 2/3 „hoch“). Die Haus- und 
Immobilienverwalter liegen in der Mitte (75% „hoch“). Wird der Nutzen nach Größe des 
Abrechnungsbestands betrachtet, ist eine leichte Tendenz erkennbar: Je größer der Bestand an 
abzurechnenden Wohneinheiten, desto höher wird der Nutzen eingeschätzt. Dies begründet sich 
dadurch, dass die Kosten für den zunächst anfallende administrative Aufwand sich auf eine größere 
Anzahl an Nutzeinheiten verteilt. Insgesamt bestätigt die Befragung die weitestgehend positive 
Einschätzung zum Nutzen der Fernablesbarkeit, die auch durch die Mehrzahl der 
Interviewteilnehmer*innen hervorgehoben wurde. 
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Abbildung 7: Einschätzungen zum Nutzen der Fernablesbarkeit nach Tätigkeitsbereich 
(Quelle: Befragung). 

5.3.3 Mehrkosten	der	Fernablesbarkeit	

Die Mehrkosten der Fernablesbarkeit werden in der Gesamtschau als „mittel“ eingeschätzt (Abbildung 
8). Bei Haus- und Immobilienverwaltungen werden die Kosten leicht höher eingeschätzt als bei der 
Wohnungswirtschaft und den Abrechnungs- bzw. Messdienstleistern. Bei Abrechnungs- und 
Messdienstleistern gibt es eine Tendenz nach Größe des bewirtschafteten Bestands: je größer, desto 
geringer die Mehrkosten der Fernablesbarkeit. Im Vergleich zum Nutzen (Abbildung) werden die 
Mehrkosten durchgehend als geringer eingeschätzt.  

 
Abbildung 8: Einschätzungen zu den Mehrkosten der Fernablesbarkeit nach Tätigkeitsbereich 
(Quelle: Befragung). 

5.4 Beispielhafte	Quantifizierung	der	Kostenentwicklung	

Der Markt präsentiert sich insgesamt als wenig transparent, da keine öffentlich zugänglichen 
Preisblätter oder Angaben zu historischen Preisentwicklungen vorliegen. Im Rahmen der 
durchgeführten Evaluation wurden beispielhafte Zahlen zu Kostenentwicklungen ausgewertet. Diese 
stammen zum Teil direkt von Messdienstleistern oder wurden durch Mitgliedsunternehmen des GdW 
zur Verfügung gestellt. Im folgenden Text werden die Angaben in aggregierter Form dargestellt. Es ist 
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wichtig zu betonen, dass die Zahlen keineswegs den Gesamtmarkt abbilden, allerdings einen guten 
Hinweis auf die unterschiedlichen Kostenfaktoren geben. Die Kostenentwicklungen zeigen eine große 
Bandbreite über die Jahre seit 2020. Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass die Kostensteigerungen 
für funkfähige Ausstattungen in den letzten Jahren für typische Liegenschaften und Wohneinheiten 
deutlich geringer ausgefallen sind als bei nicht funkfähigen Liegenschaften. Im Zeitraum von 2022 bis 
2024 stiegen die Kosten für fernablesbare Liegenschaften unter den bereitgestellten 
Beispielliegenschaften im Mittel um 1,3 % (Standardabweichung: 3,1 %). Bei nicht-fernablesbaren 
Liegenschaften fiel die Steigerung deutlich höher aus – durchschnittlich 6,3 % (Standardabweichung: 
4,2 %). Das durchschnittliche Delta zwischen nicht-funkfähigen und funkfähigen Liegenschaften 
beträgt somit rund 5 %. Die relativ hohen Standardabweichungen verdeutlichen jedoch, dass es 
innerhalb der betrachteten Fälle eine erhebliche Bandbreite in der Kostenentwicklung gibt. 

Zusätzlich lässt sich festhalten, dass die Kosten der Messdienstleistungen stark von der Größe der 
betroffenen Kunden bzw. Liegenschaften abhängt: für private Kleinvermieter werden meist höhere 
Preise aufgerufen als für professionelle Hausverwaltungen oder Großkunden mit 
Wohnungsbeständen von 1.000 Wohneinheiten oder mehr. Bei typischen Liegenschaften mit 10 bis 11 
Wohneinheiten lagen die durchschnittlichen Umsätze der Messdienstleister im Jahr 2024 bei um die 
130 EUR pro WE, mit einer Schwankungsbreite von ± 25 EUR. Die Schwankungsbreite ist z.T. auf die 
jeweilige Ausstattung mit oder ohne funkfähiger Ausrüstung zurückzuführen (s.o.). Großkunden zahlen 
pro Wohneinheit im Durchschnitt deutlich weniger – z.T. nur die Hälfte. Im Gegensatz dazu erreichen 
kleinere Liegenschaften, etwa mit nur drei Wohneinheiten, sogar Werte von über 200 EUR pro WE 
und Jahr. Diese Spannbreite verdeutlicht die starke Abhängigkeit der Kosten pro Wohneinheit von der 
Liegenschaftsgröße und dem jeweiligen Kundensegment. 

Um die Kosten für Messdienstleistungen ins Verhältnis zu den reinen Heizkosten zu setzen, wird 
folgendes Beispiel herangezogen: eine Wohneinheit mit 70 m² beheizter Wohnfläche und einem 
spezifischen Heizenergieverbrauch von 150 kWh pro Quadratmeter und Jahr. Der Gaspreis wird mit 
9,5 Cent pro kWh angenommen. Im Beispiel ergeben sich jährliche Heizkosten i.H.v. 997,5 EUR. Je 
nachdem wie hoch die Kosten für die Messdienstleistung ausfallen, machen diese im Beispiel einen 
Anteil von im Mittel 11,5 % an den kombinierten Heiz- und Messdienstleistungskosten aus, wobei die 
Schwankungsbreite von 6,1 % bis 16,7 % reicht. 

5.5 Schlussfolgerungen	

Die Untersuchung zeigt, dass fernablesbare Messtechnik in der Praxis bereits weit verbreitet ist. In 
vielen Liegenschaften wurde bereits vor Inkrafttreten der novellierten HKVO auf funkbasierte Zähler 
und Heizkostenverteiler umgerüstet – getrieben durch technische Entwicklungen, zunehmende 
Digitalisierung sowie den Wunsch nach effizienteren und nutzerfreundlicheren 
Abrechnungsprozessen. Die gesetzlichen Anforderungen ab dem 1. Dezember 2021 folgen damit im 
Wesentlichen einem ohnehin bestehenden Marktrend und verstärken diesen lediglich. Ein Großteil der 
Messdienstleister und Verwalter war bereits vor der Novelle auf die Einführung entsprechender 
Systeme vorbereitet, was die Umstellung in vielen Fällen vereinfacht hat. 

Im Rahmen der Untersuchungen konnte festgestellt werden, dass die Anforderungen aus § 5 Abs. 2 
HeizkostenV wirtschaftlich tragfähig umgesetzt werden konnten. Vor dem Hintergrund des bisherigen 
Marktzustands, der bestehenden Gerätegenerationen und der Skaleneffekte auf Anbieterseite 
ergaben sich keine Hinweise auf signifikante zusätzliche Belastungen für Mieter durch diese Regelung 
allein. Bezüglich der Evaluierung zur Frage zusätzlicher Betriebskosten und des Nutzens für Mieter 
gemäß § 5 Abs. 2 HeizkostenV kann mit Blick auf diese Einzelvorgabe somit festgestellt werden, dass 
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keine wesentlichen Mehrkosten entstanden sind. Ein weiterer nicht-monetärer Nutzen für Mietende 
ergibt sich durch die Tatsache, dass keine Anwesenheit vor Ort erforderlich ist. 

Die vorliegende Evaluierung betrachtet allerdings nur ein Teilelement des Gesamtbildes, eine 
abschließende Bewertung des Gesamtzusammenhangs – insbesondere im Hinblick auf unterjährige 
Verbrauchsinformationen – ist zu einem späteren Zeitpunkt vorgesehen und kommt ggf. zu anderen 
Ergebnissen. Dabei ist insbesondere die Frage der Definition der Fernablesbarkeit relevant. Die 
Gesetzesbegründung zur Novellierung der Heizkostenverordnung (Bundesrat, 2021) nimmt explizit 
Bezug auf die Wirtschaftlichkeit bezüglich der Definition: „Um die wirtschaftliche Machbarkeit der 
neuen Verpflichtung zu gewährleisten, werden in der Änderungsverordnung Walk-by- und Drive-by-
Technologien als fernablesbar definiert.“ Diese Entscheidung erscheint mit Blick auf die reine Erfüllung 
der Anforderungen an die Fernablesbarkeit zunächst nachvollziehbar, da sie kostengünstige und 
bereits verbreitete Technologien einschließt. Problematisch wird diese Auslegung jedoch, wenn man -
wie in der Heizkostenverordnung gefordert - die damit verbundene Verpflichtung zur Bereitstellung 
unterjähriger Verbrauchsinformationen berücksichtigt. Gerade Walk-by- und Drive-by-Systeme stoßen 
hier an praktische und wirtschaftliche Grenzen, da sie nicht auf eine regelmäßige monatliche Ablesung 
ausgelegt sind. Insofern erscheint es fragwürdig, ob die Entscheidung, auch Walk-by- und Drive-by-
Technologien unter die Definition der Fernablesbarkeit zu fassen, unter wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten tatsächlich sinnvoll war. 
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6 Ergebnisse	zur	Interoperabilität	
(§	5	Abs.	5	HeizkostenV)	

6.1 Hintergrund	

Die Einführung von Anforderungen zur Interoperabilität in der novellierten Heizkostenverordnung 
erfolgte mit dem Ziel, den Wettbewerb zwischen Ablesedienstleistern zu stärken und um einen 
Anbieterwechsel zu erleichtern (Bundesrat, 2021). Die Interoperabilität soll damit nicht nur technische 
Kompatibilität fördern, sondern auch zur Kostentransparenz und langfristigen Wirtschaftlichkeit 
beitragen. 

Interoperabilität bedeutet, dass die im Gebäude installierten Messgeräte, Gateways und 
Kommunikationseinrichtung egal von welchem Hersteller miteinander genutzt werden können 
(OMS group, 2025). Dies setzt voraus, dass die Geräte standardisierte Funkprotokolle wie den OMS-
Standard (Open Metering System) unterstützen. 

6.2 Ergebnisse	der	Interviewphase	

Die Interviews zeigen, dass das Thema Interoperabilität in der Branche zunehmend an Bedeutung 
gewinnt, aber noch nicht überall vollständig umgesetzt ist. Technisch ist der OMS-Standard 
mittlerweile weit verbreitet und ermöglicht bei neueren Geräten eine standardisierte Ablesung, wenn 
auch noch keine abschließende Interoperabilität gewährleistet wird. Dies hat den Wettbewerb spürbar 
belebt, insbesondere für kleinere Messdienstleister, die nun leichter Zugang zum Markt erhalten. In 
vielen Fällen ist die Umsetzung bereits kostenneutral möglich, da lediglich Funkprotokolle angepasst 
werden müssen. 

In der Praxis erfolgt Interoperabilität derzeit vor allem auf Schnittstellenebene – also über 
standardisierte digitale Datenformate zwischen Dienstleistern. Ein Anbieterwechsel kann dadurch oft 
ohne Geräteaustausch erfolgen. Einige Stimmen weisen jedoch darauf hin, dass eine Ausweitung der 
Interoperabilität auch auf Geräteebene sinnvoll wäre, um den Wettbewerb langfristig weiter zu 
stärken. In Gebäuden, in denen ein SMGW vorhanden ist bietet auch die Anbindung an das SMGW 
die Möglichkeit einer interoperablen Schnittstelle. 

Bisher gibt es nur vereinzelt Wechselvorgänge, und insbesondere kleinere Hausverwaltungen setzen 
sich mit dem Thema noch wenig auseinander. Insgesamt wird Interoperabilität positiv bewertet – als 
Chance für mehr Marktöffnung, geringere Abhängigkeiten und effizientere Abläufe bei 
Anbieterwechseln – ohne dass bislang signifikante Mehrkosten für Mieter bekannt geworden wären. 
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6.3 Ergebnisse	der	Befragungsphase	

6.3.1 Nutzen	der	Interoperabilität	

Der Nutzen der Interoperabilität wird insgesamt leicht positiv bewertet (höherer Anteil „hoch“ als 
„gering“) (Abbildung 9). Das Bild ist insgesamt gemischter als beim Nutzen der Fernablesbarkeit. 
Abrechnungs- und Messdienstleister sowie Haus- bzw. Immobilienverwaltungen sehen den Nutzen 
der Interoperabilität leicht positiver als die Wohnungswirtschaft. Antworten aufgeteilt nach Größe der 
bewirtschafteten Bestände bieten weiterhin ein gemischtes Bild. 

 
Abbildung 9: Einschätzungen zum Nutzen der Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich 
(Quelle: Befragung). 

6.3.1 Mehrkosten	der	Interoperabilität	

Die Mehrkosten der Interoperabilität werden in der Tendenz eher höher als gering angesehen 
(Abbildung 10). Die Mehrzahl der Unternehmen sehen sie als „mittel“ an. Bei Haus- bzw. 
Immobilienverwaltungen liegen die Mehrkosten 4,5-mal so oft bei „hoch” im Vergleich zu „gering”. 

 
Abbildung 10: Einschätzungen zu den Mehrkosten der Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich 
(Quelle: Befragung). 
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6.3.1 Veränderung	des	Wettbewerbs	

Der Großteil der Befragten sieht seit Einführung interoperabler Geräte keine spürbare Intensivierung 
des Wettbewerbs (Abbildung 11). Eine Intensivierung wird je nach befragter Gruppe nur von 10 bis 
20% der Befragten wahrgenommen. (Hypothese: da die Pflicht zur Interoperabilität erst seit 1.12.2022 
gilt, ist der Markt noch längst nicht mit genügend interoperablen Geräten ausgestattet, was einen 
echten Wettbewerb derzeit noch ausbremsen dürfte. 

 
Abbildung 11: Einschätzungen zur spürbaren Intensivierung des Wettbewerbs seit Einführung der Pflicht 
zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

6.3.1 Anbieterwechsel	

Die Mehrzahl der Befragten, insbesondere die Abrechnungs- und Messdienstleister, sieht keine Erleichterung 
des Anbieterwechsels durch die Pflicht zur Interoperabilität (Abbildung 12 
Abbildung 12: Einschätzungen zur Erleichterung des Abrechnungsdienstleisterwechsels seit Einführung 
der Pflicht zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

). Die Zustimmungswerte liegen bei dieser Frage allerdings höher als bei der vorangegangenen Frage 
zum gesteigerten Wettbewerb infolge der Interoperabilität. 
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Abbildung 12: Einschätzungen zur Erleichterung des Abrechnungsdienstleisterwechsels seit Einführung 
der Pflicht zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

6.3.2 Kostensenkungspotential	

Die Frage zum Kostensenkungspotenzial zeigt ein kritisches Bild: Der Großteil der Unternehmen sieht 
kein Potenzial zur Kostensenkung (Abbildung 13). Insbesondere die Haus- bzw. Immobilienverwalter 
stimmen der Aussage, dass Interoperabilität zu Kostensenkungen führt, nicht zu. Abrechnungs- bzw. 
Messdienstleister weisen mit ca. 25% die höchsten Zustimmungswerte aus. 

 
Abbildung 13: Einschätzungen zum Kostensenkungspotenzial durch Interoperabilität nach 
Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

6.4 Schlussfolgerungen	

Die eingeführten Anforderungen zur Interoperabilität haben erkennbar Bewegung in den Markt 
gebracht. Technische Standards wie der OMS-Protokollrahmen sind inzwischen etabliert und 
ermöglichen erste praktikable Schnittstellenlösungen zwischen verschiedenen Dienstleistern. Dies hat 
vor allem den Marktzugang für kleinere Anbieter erleichtert und erste Schritte zu einem offeneren 
System eingeleitet. Die Entwicklung entsprechender Prozesse ist jedoch komplex und erfordert Zeit, 
weshalb die Umstellung vielerorts noch nicht vollständig abgeschlossen ist. 

In Bezug auf mögliche Kostensenkungen durch gestiegenen Wettbewerb zeigen sich bislang noch 
keine spürbaren Effekte für Mieter*innen oder Eigentümer*innen. Die theoretischen Potenziale – etwa 
durch Anbieterwechsel ohne Geräteaustausch oder durch flexiblere Dienstleisterwahl – sind zwar 
grundsätzlich vorhanden, werden in der Praxis aber bislang nur begrenzt genutzt. Insbesondere 
kleinere Verwaltungen oder Eigentümergemeinschaften bleiben oft in bestehenden Vertragsstrukturen, 
auch weil der organisatorische Aufwand eines Wechsels als hoch eingeschätzt wird. Damit bleibt 
Interoperabilität ein wichtiges Zukunftsthema, dessen volle Wirkung in Bezug auf Marktöffnung und 
Kostenentlastung erst mit weiterer Verbreitung und praktischer Umsetzung sichtbar werden dürfte. 

Weiterhin muss berücksichtigt werden, dass die mangelnde Interoperabilität technischer Systeme nur 
einer von vielen Faktoren ist, die dazu beitragen, dass der Markt stark konzentriert ist. Zwar ist es 
richtig, dass viele marktbeherrschende Unternehmen proprietäre Mess- und Kommunikationssysteme 
einsetzen, jedoch ist gleichzeitig festzuhalten, dass die Messtechnik üblicherweise nicht im Eigentum 
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der Wohnungsunternehmen steht, sondern gemietet wird. Ein Wechsel des Dienstleisters würde daher 
in den meisten Fällen ohnehin einen Austausch der Geräte nach sich ziehen, unabhängig von deren 
technischer Kompatibilität. Aus Sicht der Wohnungsunternehmen erscheint es wenig praktikabel, die 
technische Ausstattung und die Abrechnungsdienstleistung auf zwei unterschiedliche Anbieter 
aufzuteilen, selbst wenn dies rein technisch möglich wäre. Die damit verbundenen Schnittstellen, 
Abstimmungsprozesse und Verantwortlichkeiten könnten mit zusätzlichem Aufwand und 
Unsicherheiten einhergehen, sodass der potenzielle Nutzen aus Anwendersicht begrenzt erscheint. 

Vor diesem Hintergrund könnte es zielführend sein, die Diskussion um mehr Wettbewerb im Markt 
nicht ausschließlich auf die technische Ebene zu fokussieren, sondern verstärkt auch wirtschaftliche, 
mietrechtliche und vertragliche Aspekte zu berücksichtigen. Ein zentraler Treiber dieser Problematik 
liegt in der gängigen Praxis, dass Heizkostenverteiler in der Regel gemietet statt gekauft werden. Dies 
hat vor allem wirtschaftliche Gründe: Die Mietkosten können von Vermietenden unkompliziert auf die 
Mietenden umgelegt werden, während die Anschaffung der Geräte über die Modernisierungsumlage 
abzurechnen wäre – ein Verfahren, das deutlich komplexer und aufwendiger ist. Ein möglicher Ansatz 
zur Überwindung dieses strukturellen Hindernisses wäre daher, die Anpassung des Rechtsrahmens, 
um die Umlagefähigkeit der Gerätemiete auf Mietende künftig auszuschließen. 
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7 Ergebnisse	zu	Schutzprofilen	und	technischen	
Richtlinien	des	BSI	sowie	zur	Anbindung	des	
Smart-Meter-Gateways	nach	§	2	Satz	1	Nummer	
19	MsbG	(§	5	Abs.	6	HeizkostenV)	

7.1 Hintergrund	

7.1.1 Regulatorische	Grundlage	

Das Arbeitspaket 3 der Evaluation gemäß § 5 Abs. 8 der Heizkostenverordnung basiert auf der 
Regelung von § 5 Abs. 6 HeizkostenV. Es gilt zu prüfen, wie sich die Vermutung der Einhaltung des 
Stands der Technik auf Mieter*innen insbesondere im Hinblick auf zusätzliche Betriebskosten sowie 
den Nutzen dieser Ausstattung auswirkt. 

§ 5 Abs. 6 HeizkostenV gibt vor, dass die Einhaltung des Stands der Technik nach Abs. 2 und 5 
vermutet wird, soweit Schutzprofile und technische Richtlinien eingehalten werden, die vom 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik bekannt gemacht worden sind. Zusätzlich muss 
die Möglichkeit bestehen, die Ausstattung zur Verbrauchserfassung mit einem Smart-Meter-Gateway 
nach dem Messstellenbetriebsgesetz zu verbinden. Schutzprofile und technische Richtlinien für 
SMGWs sind bekannt, während für Sub-Metering-Geräte eine technische Richtlinie vorliegt. Es gilt die 
Vermutungswirkung zum Stand der Technik für Sub-Metering-Einheiten, sofern diese an ein SMGW 
angeschlossen sind. Ohne SMGW-Anschluss gelten die regulären Vorgaben. 

Die gesetzliche Grundlage für die Zertifizierung von SMGWs liefert das Messstellenbetriebsgesetz 
(MsbG). Konkret regelt § 24 MsbG die Pflicht zur Zertifizierung der Geräte und Hersteller von SMGWs 
nach den Schutzprofilen und technischen Richtlinien des BSI im Folgenden auch BSI-Richtlinien oder 
BSI-Vorgaben genannt. Darüber hinaus enthält § 24 MsbG weiterführende Bestimmungen zum 
Zertifizierungsprozess sowie zur Gültigkeit der Zertifizierungen. Heizkostenverteiler müssen 
entsprechend § 5 Abs. 1 HeizkostenV den Regeln der Technik entsprechen. Der Hintergrund der 
gesetzlichen Regulierung liegt insbesondere in der Einhaltung des Datenschutzes und der 

§	5	Abs.	6	Heizkostenverordnung	

(6) Die Einhaltung des Stands der Technik nach den Absätzen 2 und 5 wird vermutet, soweit 
Schutzprofile und technische Richtlinien eingehalten werden, die vom Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik bekannt gemacht worden sind, oder wenn die Ausstattung zur 
Verbrauchserfassung mit einem Smart-Meter-Gateway nach § 2 Satz 1 Nummer 19 des 
Messstellenbetriebsgesetzes verbunden ist und die nach dem Messstellenbetriebsgesetz 
geltenden Schutzprofile und technischen Richtlinien eingehalten werden. Wenn der 
Gebäudeeigentümer von der Möglichkeit des § 6 Absatz 1 des Messstellenbetriebsgesetzes für die 
Sparte Heizwärme Gebrauch gemacht hat, sind fernablesbare Ausstattungen zur 
Verbrauchserfassung nach den Absätzen 2 und 3 an vorhandene Smart-Meter-Gateways nach 
§ 2 Satz 1 Nummer 19 des Messstellenbetriebsgesetzes anzubinden. 
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Datensicherheit. Darüber hinaus sollen durch die potenziellen Anbindungen Synergieeffekte mit dem 
Stromsektor geschaffen und die Kommunikationsmethoden gebündelt werden. 

7.1.2 Begriffsdefinition	und	technische	Hintergründe	

Im Folgenden erfolgt eine Darstellung der technischen Zusammenhänge und Funksysteme sowie eine 
Erläuterung derer Grundlagen. Anschließend wird der aktuell gängige Sicherheitsstandard für 
implementierte Funktechnologien erläutert. Daraufhin werden die vom BSI vorgegebenen, relevanten 
Schutzprofile und technischen Richtlinien für SMGW erklärt. 

Ein zentrales Element für die Integration in intelligente Messsysteme (iMSys) stellt das SMGW dar. 
Dabei handelt es sich um ein Kommunikationsgerät, das Verbrauchsdaten von verschiedenen Zählern 
erfasst und diese sicher überträgt. Ein SMGW verfügt über mehrere Schnittstellen, die für die 
Kommunikation mit Verbrauchsgeräten, Ablesedienstleistern, Kundenschnittstellen sowie der 
Steuerbox vorgesehen sind. Detaillierte Zusammenhänge zu den Kommunikationsflüssen und 
Systemgrenzen sind in der Abbildung 14 dargestellt (dena, 2024). 

In Einzelfällen wird das Sub-Metering durch den Messstellenbetreiber (MSB) durchgeführt. Die 
Übertragung der Daten an das SMGW erfolgt in diesem Fall, wie in Abbildung 14 dargestellt, über die 
sogenannte LMN-Schnittstelle (Local Metrological Network). Diese über die LMN-Schnittstelle 
hergestellte Verbindung setzt die Einhaltung der relevanten Schutzprofile und technischen Richtlinien 
voraus (dena, 2024). In der Praxis handelt es sich bei dieser Übertragungskonstellation um Einzelfälle 
und umfasst nicht die Sub-Metering-Einheiten ohne involviertes SMGW. 

Generell operiert das SMGW mittels drei verschiedener Schnittstellen. Die WAN-Schnittstelle (Wide 
Area Network) übernimmt die Kommunikation nach außen, zum SMGW-Administrator, zu 
Marktteilnehmer*innen und zu Service-Anbieter*innen. Über die HAN-Schnittstelle (Home Area 
Network) können steuerbare Einrichtungen wie beispielsweise Wärmepumpen oder Wechselrichter 
von Photovoltaikanlagen angeschlossen und über eine Steuerbox gesteuert werden. Zur Einbindung 
des Sub-Metering bestehen zwei Optionen: Die erste Möglichkeit besteht in der Nutzung der LMN-
Schnittstelle, über welche die Basiszähler für Strom, Gas und Wasser entweder leitungsgebunden 
oder per Funk angebunden werden und deren Verbrauchsdaten an das SMGW übermittelt werden 
können. Alternativ dazu kann der sogenannte CLS-Proxy-Kanal (Controllable Local System) genutzt 
werden, der größeren Datenmengen einsammeln und diese an berechtigte Marktteilnehmer*innen 
weiterleiten kann. Die Anbindung der Zähler wird über den CLS-Kanal mittels eines 
Datenkonzentrators hergestellt (dena, 2024). 
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Abbildung 14: SMGW-Netzwerkstruktur (Quelle: dena, 2024) 

Allgemein erfüllen Sicherheitsstandards von Funktechnologien zentrale Aufgaben im Hinblick auf 
Datensicherheit, Datenschutz und Integrität. Ein bedeutsamer Standard in diesem Kontext ist der 
sogenannte OMS-Standard (Open Metering System). Hierbei handelt es sich um einen 
herstellerunabhängigen, interoperablen Standard, welcher für die Funkdatenübertragung von 
Verbrauchswerten verwendet wird. Der OMS-Standard baut technologisch auf dem Meter-Bus-
Protokoll (M-BUS) auf, das als europäischer Standard für die Fernablesung von Zählern und 
Sensoren etabliert ist. Dieses Protokoll wird sowohl in einer verkabelten Variante als auch in einer 
kabellosen Version, dem Wireless M-BUS, eingesetzt (OMS-Gruppe, Website, 2025). 

Der OMS-Standard für Sub-Meter garantiert allein jedoch noch keine Datensicherheit, weil es mehrere 
alternative Funk- und Sicherheits-Betriebsarten gibt. Er stellt Anforderungen an die Schnittstelle 
zwischen Sub-Meter und Sub-Meter-Einheit bzw. Sub-Meter und SMGW (LMN-Schnittstelle). Er regelt 
z.B. nicht die Fernablesung über ein Weitverkehrsnetz. Nur die OMS-Sicherheitsbetriebsart Mode 7 
und Mode 10 entsprechen dem vom BSI vorgegeben Stand der Technik. Weiterhin erfolgt die 
Anbindung von M-BUS Wärmezählern nach OMS-Standard nicht verschlüsselt und enthält keine 
Sicherheitsanforderungen. Der OMS-Standard beschreibt die Schnittstelle zwischen Zähler und 
SMGW, jedoch nicht Sicherheitsanforderungen an eine Fernablesung aus dem Datenkonzentrator, 
welche wiederum durch die zugehörige technische Richtlinie geregelt ist. Auch die 
Sicherheitsanforderungen des SMGWs können nicht verhindern, dass der Schlüssel für die Sub-Meter 
in der Prozesskette kopiert wird, unsicher ist, mehrfach verwendet wird oder ausgelesen werden kann. 

Im Kontext der Sicherheitsanforderungen für SMGWs spielen sogenannte Schutzprofile eine zentrale 
Rolle. Hierbei handelt es sich um Sicherheitsdokumente, die Mindestanforderungen für IT-Geräte 
festlegen, um Datenschutz und Integrität sicherzustellen. Die vom BSI veröffentlichten Schutzprofile 
basieren auf rechtlichen Vorgaben und sind bei der Entwicklung von SMGWs zwingend einzuhalten. 
Das BSI beschreibt sie wie folgt: „In einem Schutzprofil sind die allgemeinen IT-
Sicherheitseigenschaften sowie die Bedingungen für den sicheren Einsatz des Produktes festgelegt. 
Dieses IT-Sicherheitskonzept beschreibt nicht nur den Wert der Daten und deren Verarbeitung, 
sondern erfasst auch die Annahmen an eine typische Einsatzumgebung. Einzuhaltende gesetzliche 
Auflagen oder vorgeschriebene Sicherheitsstandards finden in dem Sicherheitskonzept des 



 

7  Ergebnisse zu Schutzprofilen und technischen Richtlinien des BSI sowie zur Anbindung des Smart-Meter-Gateways nach § 2 Satz 1 Nummer 
19 MsbG (§ 5 Abs. 6 HeizkostenV) 

 Evaluierung der Heizkostenverordnung zur Ausstattung zur Verbrauchserfassung gem. § 5 Abs. 8 HeizkostenV  33 

Schutzprofils ebenso ihren Niederschlag wie alle durch die IT abzuwehrenden Bedrohungen für die zu 
schützenden Werte. Mit der Zertifizierung eines Schutzprofils wird der Nachweis erbracht, dass das 
Schutzprofil vollständig, konsistent und technisch stimmig ist“ (Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik, 2025c). Das Schutzprofil, welches für das Smart-Meter-Gateway genutzt wird, 
trägt die Bezeichnung BSI-CC-PP-0073 („Schutzprofil für das Smart-Meter-Gateway“, Version 2.0). 
Darüber hinaus existieren weitere relevante Schutzprofile, namentlich das BSI-CC-PP-0077 
(„Schutzprofil für das Sicherheitsmodul eines Smart-Meter-Gateway“) sowie das BSI-CC-PP-0095 
(„Schutzprofil für das Sicherheitsmodul eines Smart-Meter-Mini-HSM“). Diese Schutzprofile sind 
ebenfalls in der Abbildung 15 erkennbar (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, 2025a). 
Für Zähler und Heizkostenverteiler liegen keine derartigen Schutzprofile vor. 

Zur praktischen Umsetzung dieser Schutzprofile dienen sogenannte technische Richtlinien. Sie 
gewährleisten insbesondere die Interoperabilität und Datensicherheit von SMGWs. Das BSI 
beschreibt deren Zielsetzung wie folgt: „Das Ziel der technischen Richtlinien des BSI ist die 
Verbreitung von angemessenen IT-Sicherheitsstandards. Technische Richtlinien richten sich daher in 
der Regel an alle, die mit dem Aufbau oder der Absicherung von IT-Systemen zu tun haben. Sie 
ergänzen die technischen Prüfvorschriften des BSI und liefern Kriterien und Methoden für 
Konformitätsprüfungen sowohl der Interoperabilität von IT-Sicherheitskomponenten als auch der 
umgesetzten IT-Sicherheitsanforderungen. Dabei werden bestehende Standards (zum Beispiel 
Schutzprofile (Protection Profiles) nach Common Criteria oder Interoperabilitätsstandards wie ISIS-
MTT) gegebenenfalls referenziert und ergänzt. Technische Richtlinien haben originär 
Empfehlungscharakter. Ihre Verbindlichkeit entsteht erst durch individuelle Vorgabe des 
Bedarfsträgers“ (Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, 2025b). 

Zu den vorliegenden technischen Richtlinien zählen unter anderem die Dokumente BSI-TR-03109 
(„Dachdokument“), BSI-TR-03109-1 („Smart-Meter-Gateway“, Version 2.0), BSI-TR-03109-2 
(„Sicherheitsmodul“), BSI-TR-03109-3 und BSI-TR-03116-3 („Kryptographische Vorgaben“), BSI-TR-
03109-4 („Public Key Infrastruktur“), BSI-TR-03109-5 („Kommunikationsadapter“) sowie BSI-TR-
03109-6 („Smart-Meter-Gateway-Administration“) (Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik, 2025a). Die Richtlinien BSI-TR-03109-1 und BSI-TR-03109-5 sind von 
besonderer Relevanz da diese respektive die Anbindung des Sub-Meterings über die LMN-
Verbindung und über den CLS-Kanal regulieren. Abbildung 15 stellt die BSI-Vorgaben mit Blick auf die 
Schutzprofile und technischen Richtlinien dar. Beide Begriffe werden im weiteren Verlauf des Kapitels 
unter der Beschreibung „BSI-Richtlinien“ zusammengefasst. 
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Abbildung 15: Schematische Darstellung BSI-Richtlinien (Quelle: Eigene Darstellung) 

7.2 Ergebnisse	der	Interviewphase	

7.2.1 Wesentliche	Ergebnisse	der	Interviews	

Im Rahmen der Interviewphase wurden insgesamt 19 strukturierte Interviews mit Expert*innen aus 
unterschiedlichen Bereichen durchgeführt. Dabei fanden drei Interviews mit Expert*innen aus der 
Wohnungswirtschaft, fünf Interviews mit Expert*innen der Haus- und Immobilienwirtschaft, sieben 
Interviews mit Expert*innen aus dem Bereich Mess- und Abrechnungsdienstleister statt, zwei 
Interviews mit Expert*innen von Geräteherstellern sowie mit zwei weiteren Expert*innen. 
Interviewpartner*innen, welche einzelne Vertreter*innen einer Berufsgruppe darstellen wurden der 
Vertraulichkeit halber nicht dargestellt. Eine Befragung der Expert*innen zu Marktentwicklungen und 
Hemmnissen, wurde nur in manchen Interviews durchgeführt. 

Die befragten Expert*innen wurden vor allem zu den Kosten und Nutzen der Zertifizierung nach BSI-
Richtlinien von Geräten und Herstellern sowie den Kosten und Nutzen eines Zusammenschlusses von 
SMGW und Wärmeverbrauchsmessung befragt. Es wurden ebenso weitergehende Vorteile von 
SMGWs sowie der aktuelle Stand der Marktentwicklung diskutiert. 

Im Rahmen der Interviews wurde deutlich, dass die Expert*innen insbesondere hinsichtlich der 
Vorteile der Anbindung von Sub-Metering an ein SMGW sowie, der sich öffnenden Möglichkeiten und 
der Relevanz der zusätzlichen Sicherheitsstandards unterschiedliche Meinungen vertreten. Besonders 
prägnant zeigt sich dies am Beispiel des Kosten-Nutzen-Verhältnis der Anbindung von Sub-Metering 
an ein SMGW. Expert*innen aus dem Bereich der Mess- und Abrechnungsdienstleister vertreten 
überwiegend die Auffassung, dass die Anbindung von Sub-Metering an ein SMGW einen teuren 
Umweg zu konventionellen Funktechnologien darstellt, während die Seite der Geräteherstellung und 
weitere Expert*innen den langfristigen Nutzen, neue Geschäftsmodelle und folglich einen verstärkten 
Wettbewerb am Markt sehen. 
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Weitere häufig wiederkehrende Aussagen betreffen die Einschätzung, ob die derzeit bestehenden 
Sicherheitsstandards als ausreichend angesehen werden. Mess- und Abrechnungsdienstleister 
argumentieren, dass zusätzliche Anforderungen für eine unidirektionale Übertragung von 
Verbrauchswerten im Hinblick auf die Sicherheitsanforderungen überdimensioniert seien, während 
Expert*innen aus anderen Fachgruppen die Vorgaben als zukunftsleitend beurteilen. 

7.2.2 Einschätzung	zu	Kosten	und	Mehraufwand	

Eine abschließende Bewertung der Kosten und des Mehraufwands sowie des korrespondierenden 
Nutzens ist mangels Datengrundlage aufgrund der geringen Marktdurchdringung nicht möglich. 
Insgesamt schätzen die Expert*innen die Kosten und Mehraufwände durch Sub-Metering 
unterschiedlich ein und betonen regulatorische und prozessuale Hemmnisse, während das reine BSI-
Zertifizierungsverfahren für die SMGWs bei entsprechender Stückzahl als nicht-preistreibend beurteilt 
wird. Ein direkter Zusammenhang zwischen den Vorgaben und der Kostenbelastung auf Mieten 
konnte durch die Interviews nicht nachgewiesen werden. Potenzial für Kostensenkungen für 
Mieter*innen werden größtenteils mittel- und langfristig durch die Ermöglichung neuer Geschäftsfelder 
und verstärktem Wettbewerb gesehen. Dies sollte in Zukunft vor dem Hintergrund der 
Marktentwicklung weiter untersucht werden. 

7.3 Ergebnisse	der	Befragungsphase	

7.3.1 Quantitative	Auswertung	der	Befragung	

Im Folgenden erfolgt die Auswertung und Einordnung der Online-Befragung von Akteuren aus der 
Haus- bzw. Immobilienverwaltung, der Wohnungswirtschaft, privater Kleinvermietung sowie aus dem 
Bereich der Abrechnungs- bzw. Messdienstleistungen. 

Ziel der Befragung war es, weitergehende Einschätzungen zum Nutzen und zu den Kosten der 
Einhaltung des Stands der Technik gemäß den Schutzprofilen und BSI-Richtlinien sowie zur 
Anbindung der Ausstattung zur Verbrauchserfassung an das SMGW zu erlangen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass die Interviews darauf hindeuten, dass insbesondere Vertretende der 
Wohnungswirtschaft sowie der Haus- bzw. Immobilienverwaltung nur bedingt sprechfähig hinsichtlich 
der BSI-Richtlinien und der Anbindung der Wärmemessung an das SMGW sind. Diese Gruppen 
stellen jedoch den Großteil der Befragten dar. Demgegenüber zeigen sich die Befragten der 
Abrechnungs- bzw. Messdienstleister aufgrund der inhaltlichen Nähe zum Thema deutlich 
sprechfähiger. Die Ergebnisse der Befragung sind daher vor diesem Hintergrund einzuordnen. 
einzuordnen. 

Zunächst wurde der Nutzen bewertet: Auffällig ist, dass die Abrechnungs- und Messdienstleister den 
Nutzen der Anbindung besonders gering einschätzen, während die Wohnungswirtschaft sowie die 
Haus- bzw. Immobilienverwaltung eine gemischte Bewertung abgeben (Abbildung 24 in Anhang I). Die 
variierenden Einschätzungen können auf eine unterschiedlich starke Nähe zum Thema zurückgeführt 
werden oder potenzielle Eigeninteressen. Die Abrechnungs- und Messdienstleister kommen aufgrund 
einer höheren thematischen Überschneidung mit den technischen Details der Anbindung zu einer 
kritischeren Einschätzung als die Wohnungs-, Haus- und Immobilienwirtschaft, die durch ihre 
geringere technische Nähe teilweise weniger kritische Einschätzungen abgibt. Eine weitere Hypothese 
dafür wäre, dass die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft den Verbraucherschutz verstärkt im Sinn 
hat und eine Anbindung deswegen positiver bewertet als die Abrechnungs- und Messdienstleiter, 
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welchen hohe Aufwände und Kosten entstehen. Die Antwortquote der Befragung zur der in Abbildung 
24 dargestellten Frage liegt bei 80 %. 

Die Kosten zur Anbindung von Wärmemessung und SMGW, der Einhaltung der Schutzprofile sowie 
der Zertifizierung der Ausstattung werden durchweg als hoch eingeschätzt. Insbesondere die 
Abrechnungs- und Messdienstleister bewerten die Kosten mehrheitlich als hoch (Abbildung 25 in 
Anhang I). Die Antwortquote für diesen Themenbereich liegt insgesamt bei 77 %. 

Die Kosten für die Einhaltung des Stands der Technik nach den Schutzprofilen und technischen 
Richtlinien des BSI werden ebenfalls durchweg und v.a. durch Abrechnungs- und Messdienstleister 
als hoch eingeschätzt (Abbildung 26 in Anhang I). Dies ergänzt die Ergebnisse der vorherigen Frage. 
Die Antwortquote für diesen Themenbereich liegt insgesamt bei 68 % und somit niedriger als bei den 
vorherigen Fragen. 

Insgesamt kann aufgrund der geringen Marktdurchdringung zum derzeitigen Stand nicht bewertet 
werden, wie sich die Anbindung der Submetering-Infrastruktur an ein SMGW kostenseitig für Mietende 
auswirkt. Konkrete quantitative Angaben zu Kosten und Nutzen lagen nicht vor. 

7.4 Schlussfolgerungen	

Bei der Evaluation des Nutzens für Mieter*innen ergeben sich unterschiedliche Perspektiven: Einige 
Expert*innen sehen kaum Vorteile angesichts hoher technischer und organisatorischer Aufwände. Im 
Gegensatz sehen andere Interviewpartner Chancen klarer regulatorischer Vorgaben, die Synergien 
und Innovationen fördern könnten, sowie ein steigender Wettbewerb über die Kopplung der Sektoren 
Strom und Wärme und damit verbunden potenzielle sinkende Kosten für Messdienstleistungen. Hierzu 
ist allerdings anzumerken, dass die die Heizkostenverordnung nicht den naheliegendsten 
Regelungsort für erweiterte regulatorischer Vorgaben zum Smart Meter Rollout darstellt, da die 
Vorteile der hohen Sicherheitsanforderungen im Kontext von SMGW in anderen 
Anwendungsbereichen deutlich stärker zum Tragen kommen. Die unterschiedlichen Aspekte 
unterstreichen die Komplexität und die verschiedenen Interessen innerhalb der Branche. 

Eine Quantifizierung der Kosten ist aufgrund der Verschränkung der Kostenbestandteile nur schwer 
möglich. Die Kosten der Geräte setzen sich aus verschiedenen Elementen zusammen, darunter 
Hardware, Software, Personal, Entwicklung, Vertrieb und Marge. Zusätzliche Kosten, die im 
Zusammenhang mit der Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben entstehen, werden durch Dienstleister 
im Rahmen von Entwicklungskosten als Teil des Gerätepreises an Mieter*innen und Eigentümer*innen 
weitergereicht. Diese Entwicklungskosten werden bei hinreichenden Absatzzahlen vernachlässigbar 
und stellen keine wesentliche Kostenbelastung dar. Weitere indirekte Kostenvorteile, wie potenzielle 
Energieeinsparungen durch die uVI und moderne Geschäftsmodelle, lassen sich nur schwierig mit 
den Preisen verrechnen und wurden im Rahmen dieser Evaluation nicht quantitativ betrachtet. In 
Summe ergibt sich die Einschätzung, dass die Kosten für die formale BSI-Zertifizierung keine 
wesentlichen Auswirkungen auf die Kostenneutralität haben. 

Aus den Aussagen der Expert*innen zeigt sich, dass eine Anbindung der Sub-Metering-Infrastruktur 
an ein SMGW sinnvoll sein kann, wenn ein SMGW bereits im Haus verbaut ist und die Grundlage zur 
Hebung der genannten Synergieeffekte vorhanden ist. 
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8 Weitere	Erkenntnisse	und	
Handlungsempfehlungen	

Im Rahmen der Untersuchung ergaben sich auch weiterführende Erkenntnisse, die nicht unmittelbar 
Gegenstand der gesetzlich vorgegebenen Evaluierungsfragen waren, jedoch im Zusammenhang mit 
der praktischen Umsetzung der Fernablesbarkeit sowie Interoperabilität und ihrer wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Bedeutung sind. 

8.1 Stärkung	der	Transparenz	

Es wurde deutlich, dass es kaum öffentlich zugängliche, systematische Daten zu den tatsächlichen 
Kosten von Messdienstleistungen gibt. Weder von Hersteller- noch von Verbraucherschutzseite liegen 
belastbare, differenzierte Kostenanalysen vor. Auch die vorliegenden Untersuchungen waren durch 
eingeschränkte Auskunftsfreude der Interviewpartner*innen bezüglich der Preisentwicklungen geprägt. 

Zur Verbesserung der Transparenz bei den Kosten für Messdienstleistungen könnten mehrere 
gezielte Maßnahmen beitragen. In den folgenden Abschnitten werden mögliche Ansätze skizziert, eine 
detaillierte Ausdifferenzierung oder Bewertung dieser Optionen ist allerdings nicht Gegenstand der 
vorliegenden Untersuchung. 

Ein Ansatz wäre die Schaffung eines öffentlich zugänglichen Preisvergleichsportals, das es 
insbesondere kleineren Vermieter*innen ermöglicht, sich über marktübliche Konditionen zu 
informieren. Solch ein Portal könnte – idealerweise in Trägerschaft einer neutralen Stelle wie 
Verbraucherzentralen oder öffentlichen Einrichtungen – anonymisierte Preisbeispiele für 
unterschiedliche Gebäudegrößen, Regionen und Leistungsumfänge bereitstellen und so zu mehr 
Vergleichbarkeit und Wettbewerbsdruck beitragen. 

Ergänzend dazu wäre auch ein regelmäßiges Marktmonitoring sinnvoll, bei dem größere 
Messdienstleister (je nach Ausgestaltung verpflichtend oder freiwillig) aggregierte Daten zu Preisen 
der Leistungsbestandteile melden. Diese Informationen könnten von einer zuständigen öffentlichen 
Stelle ausgewertet und veröffentlicht werden, um strukturelle Entwicklungen im Markt sichtbar zu 
machen. 

Parallel dazu könnten Verbraucherverbände durch gezielte Informationsangebote – etwa in Form von 
Musterabrechnungen, Beratungsmaterialien oder Online-Rechnern – dazu beitragen, dass 
Mieter*innen ihre Betriebskosten besser nachvollziehen und bei Bedarf auch hinterfragen können. 

8.2 Deckelung	bzw.	Begrenzung	der	umlagefähigen	Kosten	

Unabhängig von den spezifisch zu evaluierenden Anforderungen zeigt sich, dass eine strukturelle 
Herausforderung besteht: Da die Kosten für Messdienstleistungen regelmäßig an die Mietenden 
weitergereicht werden können, besteht auf Seiten von Vermietern oder Hausverwaltungen oftmals nur 
ein begrenzter Anreiz, kostengünstige oder wettbewerbsgetriebene Lösungen zu realisieren. Dies 
betrifft insbesondere kleinere oder weniger professionalisierte Akteure, bei denen Prozesse wie 
Anbieterwechsel oder Angebotsvergleiche aus zeitlichen, organisatorischen oder 
informationsbezogenen Gründen nicht umgesetzt werden. In der Folge können sich vermeidbare 
Mehrkosten für Mieterinnen und Mieter ergeben, ohne dass dies transparent nachvollziehbar wäre. 
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Eine Deckelung bzw. Begrenzung der umlagefähigen Kosten für Heizkostenabrechnungen könnte 
dazu beitragen, die teils stark variierenden Preisniveaus in unterschiedlichen Marktsegmenten 
anzugleichen und insbesondere für Mieter*innen in kleineren Mietobjekten mit privaten Vermietern 
spürbare Entlastungen zu schaffen. In diesen Konstellationen sind die Pro-Kopf-Kosten häufig 
überdurchschnittlich hoch, was sich direkt in den Betriebskosten niederschlägt. Eine Begrenzung der 
Umlagefähigkeit könnte somit nicht nur den Wettbewerb stärken, sondern auch mehr Transparenz und 
Kostenkontrolle fördern. 

Allerdings greift ein solcher Ansatz nur ein Teilproblem heraus: Die Problematik der pauschalen 
Kostenweitergabe betrifft auch andere Dienstleistungen im Betriebskostenbereich, wie etwa 
Hausmeister- oder Gartenpflegeleistungen. Eine gezielte Begrenzung bei der Heizkostenabrechnung 
könnte daher eine einseitige Regulierung darstellen. Zudem ist die Festlegung eines geeigneten 
Deckelungsbetrags angesichts regional stark schwankender Marktpreise und individueller 
Objektbedingungen komplex. Eine übergreifende, systematische Lösung zur Begrenzung 
umlagefähiger Dienstleistungskosten wäre möglicherweise wirkungsvoller und fairer als eine auf die 
Abrechnungsdienstleistungen begrenzte Einzelanforderung. 

8.3 Verpflichtende	Einholung	mehrerer	Angebote	durch	Vermieter*innen	

Eine verpflichtende Einholung mehrerer Angebote durch Vermieter*innen könnte dazu beitragen, die 
Transparenz bei der Vergabe von Messdienstleistungen zu erhöhen und die Wahrscheinlichkeit zu 
steigern, dass ein kostengünstiger Anbieter ausgewählt wird. Insbesondere in weniger kompetitiven 
Marktsegmenten kann dies preisdämpfend wirken und dem Interesse der Mietenden an einer 
wirtschaftlichen Verwaltung ihrer Wohnkosten entsprechen. Gleichzeitig ist jedoch zu beachten, dass 
eine solche Vorgabe mit erheblichem bürokratischem Aufwand verbunden wäre – insbesondere für 
kleinere Vermietungseinheiten oder in Regionen mit begrenzter Anbieterauswahl. Auch die Kontrolle 
der Einhaltung einer solchen Vorgabe wäre aufwendig und realistisch betrachtet kaum durchsetzbar, 
da es unwahrscheinlich ist, dass Mietende in solchen Fällen rechtlich aktiv würden. Zudem ist unklar, 
ob die Maßnahme tatsächlich zu signifikanten Kosteneinsparungen führen würde, da in vielen Fällen 
strukturelle Marktfaktoren die Preisgestaltung stärker beeinflussen als einzelne Angebotsvergleiche. 
Im Fazit wird nicht empfohlen, die Einholung mehrerer Angebote verpflichtend zu fordern. 

8.4 Ausnahme	von	der	verbrauchsabhängigen	Abrechnung	bei	übermäßigen	
Kosten	

Ein möglicher Ansatz zur Begrenzung unverhältnismäßiger Abrechnungskosten besteht darin, 
Ausnahmen von der Pflicht zur verbrauchsabhängigen Heizkostenabrechnung zuzulassen, wenn kein 
marktübliches Angebot unterhalb eines festgelegten Schwellenwerts vorliegt. Konkret könnte dies 
bedeuten, dass Vermieter*innen von der Abrechnungspflicht befreit werden, sofern sie nachweisen, 
dass keine Angebote unter einem bestimmten Betrag pro Wohneinheit erhältlich sind. Der Vorteil 
dieses Modells liegt in einem verbesserten Schutz der Mieter*innen in Fällen, in denen die 
Abrechnungskosten potenzielle Energieeinsparungen deutlich übersteigen würden. Auch wenn die 
Bereitstellung von Verbrauchsinformationen Mietende grundsätzlich dabei unterstützen kann, 
Einsparmaßnahmen umzusetzen und damit Kosten zu senken, muss aus Sicht des Mieterschutzes 
gewährleistet sein, dass die dafür anfallenden Messdienstleistungskosten nicht höher ausfallen als die 
potenziell erreichbaren Einsparungen. Zudem entsteht für Vermietende ein Anreiz, aktiv 
Vergleichsangebote einzuholen, da diese eine notwendige Voraussetzung für den Nachweis einer 
zulässigen Ausnahme darstellen. Für Messdienstleister besteht ein starker Anreiz, wettbewerbsfähige 
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Preise für alle Verbrauchssegmente zu gestalten, um das unter die Ausnahme fallende Segment des 
Mietwohnungsbestandes gering zu halten. 

Allerdings wäre im Rahmen einer solchen Regelung zu prüfen, ob sie mit den Vorgaben der EU-
Energieeffizienzrichtlinie vereinbar ist. Zwar sieht die Richtlinie grundsätzlich die verbrauchsabhängige 
Abrechnung vor, lässt jedoch Ausnahmen zu, wenn eine Umsetzung nachweislich nicht wirtschaftlich 
ist – etwa, weil die Kosten die potenziellen Einsparungen übersteigen. Vor diesem Hintergrund 
erscheint eine Ausnahmeregelung bei überhöhten Angebotspreisen grundsätzlich realistisch und 
rechtlich vertretbar, sofern die mangelnde Wirtschaftlichkeit im konkreten Fall nachvollziehbar belegt 
werden kann. 

8.5 Empfehlung	für	zukünftige	Evaluierungen	

Für künftige Evaluierungen zur Wirkung von Regelungen der Heizkostenverordnung wird empfohlen, 
den Untersuchungsrahmen so zu gestalten, dass die Vorgaben aus § 5 und § 6a HeizkostenV 
gemeinsam betrachtet werden. Dies beruht auf dem engen inhaltlichen Zusammenhang beider 
Regelungsbereiche, da eine isolierte Analyse jeweils nur ein begrenztes Verständnis der 
Gesamtauswirkungen ermöglichen kann. 
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Abkürzung Erläuterung 
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OMS-Standard Open Metering System-Standard 

POG Preisobergrenze(n) 
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uVI unterjährige Verbrauchsinformation 

VDIV Verband der Immobilienverwalter Deutschland e. V. 
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13 Anhang	I:	Weitere	Ergebnisse	der	
Befragungsphase	

13.1 Detailergebnisse	Interoperabilität	

13.1.1 Mehrkosten	der	Interoperabilität	

Die Mehrkosten der Interoperabilität werden in der Tendenz eher höher als gering angesehen 

(Abbildung 16). Die Mehrzahl der Unternehmen sehen sie als „mittel“ an. Bei Haus- bzw. 

Immobilienverwaltungen liegen die Mehrkosten 4,5-mal so oft bei „hoch” im Vergleich zu „gering”. 

 
Abbildung 16: Einschätzungen zu den Mehrkosten der Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich 
(Quelle: Befragung). 

Beim Blick auf unterschiedliche Bestandsgrößen ist eine leichte Tendenz zu erkennen: je größer der 

bewirtschaftete Bestand ist, desto geringer werden die Mehrkosten angesehen. Allerdings gibt es 

Ausreißer bei den jeweils größten Beständen in Wohnungswirtschaft und bei Abrechnungs- bzw. 

Messdienstleistern (vgl. Abbildung 17). 
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Abbildung 17: Einschätzungen zu den Mehrkosten der Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich und 
Größe des Abrechnungsbestands in Wohneinheiten (Quelle: Befragung). 

13.1.2 Veränderung	des	Wettbewerbs	

Der Großteil der Befragten sieht seit Einführung interoperabler Geräte keine spürbare Intensivierung 

des Wettbewerbs (Abbildung 18). Eine Intensivierung wird je nach befragter Gruppe nur von 10 bis 

20% der Befragten wahrgenommen. (Hypothese: da die Pflicht zur Interoperabilität erst seit 1.12.2022 

gilt, ist der Markt noch längst nicht mit genügend interoperablen Geräten ausgestattet, was einen 

echten Wettbewerb derzeit noch ausbremsen dürfte.) 
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Abbildung 18: Einschätzungen zur spürbaren Intensivierung des Wettbewerbs seit Einführung der Pflicht 
zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

Insbesondere in der Wohnungswirtschaft wird ein verstärkter Wettbewerb infolge der Einführung der 

Interoperabilität nicht gesehen (Abbildung 19). Abrechnungs- bzw. Messdienstleister sehen ebenfalls 

keine Wettbewerbszunahme, allerdings weniger stark als die Wohnungswirtschaft. Haus- bzw. 

Immobilienverwaltungen sind im Vergleich am neutralsten. 
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Abbildung 19: Einschätzungen zur spürbaren Intensivierung des Wettbewerbs seit Einführung der Pflicht 
zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich und Größe des Abrechnungsbestands in Wohneinheiten 
(Quelle: Befragung). 

13.1.3 Anbieterwechsel	

Die Mehrzahl der Befragten, insbesondere die Abrechnungs- und Messdienstleister, sieht keine 

Erleichterung des Anbieterwechsels durch die Pflicht zur Interoperabilität (Abbildung 20). Die 

Zustimmungswerte liegen bei dieser Frage allerdings höher als bei der vorangegangenen Frage zum 

gesteigerten Wettbewerb infolge der Interoperabilität. 
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Abbildung 20: Einschätzungen zur Erleichterung des Abrechnungsdienstleisterwechsels seit Einführung 
der Pflicht zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

Wird die Erleichterung des Anbieterwechsels nach Bestandsgröße betrachtet, ergeben sich 

unterschiedliche Bilder je nach Tätigkeitsbereich der Befragten (Abbildung 21). Für die 

Wohnungswirtschaft zeigt sich, dass je größer der Bestand, desto leichter wird der Anbieterwechsel 

angesehen. Bei Abrechnungs- bzw. Messdienstleistern ergibt sich ein gemischtes Bild ohne Tendenz 

nach Bestandsgröße. Haus- bzw. Immobilienverwaltungen sind insgesamt am neutralsten in der 

Einschätzung, haben aber auch kleine Fallzahlen. 
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Abbildung 21: Einschätzungen zur Erleichterung des Abrechnungsdienstleisterwechsels seit Einführung 
der Pflicht zur Interoperabilität nach Tätigkeitsbereich und Größe des Abrechnungsbestands in 
Wohneinheiten (Quelle: Befragung). 

13.1.4 Kostensenkungspotential	

Die Frage zum Kostensenkungspotenzial zeigt ein kritisches Bild: Der Großteil der Unternehmen sieht 

kein Potenzial zur Kostensenkung (Abbildung 22). Insbesondere die Haus- bzw. Immobilienverwalter 

stimmen der Aussage, dass Interoperabilität zu Kostensenkungen führt, nicht zu. Abrechnungs- bzw. 

Messdienstleister weisen mit ca. 25% die höchsten Zustimmungswerte aus. 
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Abbildung 22: Einschätzungen zum Kostensenkungspotenzial durch Interoperabilität nach 
Tätigkeitsbereich (Quelle: Befragung). 

Bezüglich der Einschätzung des Potenzials zur Kostensenkung zeigen sich je nach Tätigkeitsbereich 

und Bestandsgröße andere Tendenzen (Abbildung 23). Bei der Wohnungswirtschaft wird bei größeren 

Unternehmen tendenziell mehr Kostensenkungspotenzial gesehen. Dies ist ebenso der Fall bei den 

Abrechnungs- bzw. Messdienstleistern (mit Ausnahme der ganz Großen). Haus- bzw. 

Immobilienverwaltungen sehen kein Kostensenkungspotenzial. 
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Abbildung 23: Einschätzungen zum Kostensenkungspotenzial durch Interoperabilität nach 
Tätigkeitsbereich und Größe des Abrechnungsbestands in Wohneinheiten (Quelle: Befragung). 
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13.2 Detailergebnisse	zu	Schutzprofilen	und	technischen	Richtlinien	des	BSI	
sowie	zur	Anbindung	des	Smart-Meter-Gateways	nach	§	2	Satz	1	Nummer	
19	MsbG	

13.2.1 Einschätzung	zu	Nutzen	der	Anbindung	der	Wärmemessung	an	SMGW		

 
Abbildung 24:  Einschätzung des Nutzens der Anbindung der Wärmemessung an SMGW 
(Quelle: Eigene Darstellung) 

13.2.2 Einschätzung	zu	Kosten	und	Aufwand	der	Anbindung	der	Ausstattung	zur	
Verbrauchserfassung	an	SMGW	

 
Abbildung 25: Einschätzung der Kosten und des Aufwands der Anbindung der Wärmemessung an 
SMGW (Quelle: Eigene Darstellung) 
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13.2.3 Einschätzung	zu	Kosten	für	die	Einhaltung	des	Stands	der	Technik	

 
Abbildung 26: Einschätzung der Kosten für die Einhaltung des Stands der Technik 
(Quelle: Eigene Darstellung) 
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14 Anhang	II:	Interviewleitfaden	

Interviewleitfaden Evaluierung § 5 HeizkostenV 

Block	1:	Kurze	Vorstellung	des	Projektes	

• Evaluierung im Auftrag des BMWK 
• Fokus auf § 5 HeizkostenV 
• Zeitrahmen bis Mitte des Jahres 
• Keine namentliche Kenntlichmachung, eher im Sinne „von der Vermietungsseite wurde xxx 

genannt“ 

Block	2:	Fernablesbarkeit	und	Interoperabilität–	Stand	der	Umsetzung	und	Beitrag	der	
Regelungen	

• Welcher Anteil der Kunden entschied sich vor Eintritt der jeweiligen Regelung für fernables
bare/interoperable Zähler? 

• Werden seit Inkrafttreten nur noch fernablesbare/interoperable Zähler eingebaut? 

Block	3:	Fernablesbarkeit	und	Interoperabilität	–	Kosten		

• Wie verändern sich die Kosten für die Abrechnung durch die Installation von fernablesbaren 
Zählern? 

• Wie viel teurer sind fernablesbare Zähler im Vergleich zu anderen (Differenzierung zwischen 
den verschiedenen Zähler-Typen, in EURO oder %) 

• Welche Kostenersparnisse (oder zusätzliche Kosten) ergeben sich für das Ablesen? 
• Welche Faktoren wirken auf die Kosten? Bspw. Verträge, Lage, Zustand der Gebäude o.ä.? 

Block	4:	Fernablesbarkeit	und	Interoperabilität	–	Verteilung	der	Kosten	

• Wie verteilen sich die Kosten zwischen den beteiligten Akteuren? 
• Wem gehören die Zähler? 
• Wie werden die Kosten auf Mietende umgelegt? 
• Gibt es einen Unterschied zwischen Wohn- und Nichtwohngebäuden bei den Mieteinheiten? 
• Wie haben sich die Kosten für die Heizkostenabrechnung mit der Einführung fernablesbarer 

Zähler verändert? 

Block	5:	Fernablesbarkeit	und	Interoperabilität	–	Nutzen	

• Welchen zusätzlichen Nutzen sehen Sie in den fernablesbaren Messeinrichtungen? 
• Z.B. Möglichkeit für unterjährige Verbrauchsinformation, Nutzen für Mieter*innen da sie nicht 

zu Hause sein müssen, etc. 
• Interoperabilität: Wie häufig werden die Zähler vorheriger Anbieter bei einem Anbieterwechsel 

übernommen? 
• Smart-Meter-Gateway: Wird dies genutzt? 

Block	6:	Schutzprofile	und	technische	Richtlinien	BSI	

• Kennen Sie die Schutzprofile und technische Richtlinien, die vom Bundesamt für Sicherheit 
(BSI) in der Informationstechnik bekannt gemacht worden sind? 
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• Inwieweit nutzen Sie diese Schutzprofile und technischen Richtlinien? 
• Wie hoch sind der Aufwand und die Kosten für eine Rezertifizierung einzuschätzen?  
• Wie häufig kommen Änderungen an den Sicherheitsstandards vor? Wie hoch sind der Auf

wand und die Kosten durch eine Anpassung der Sicherheitsstandards bei Veröffentlichung 
neuer BSI-Vorgaben?  

• Welchen Anteil macht die (Re-)Zertifizierung an den Gesamtkosten aus? 

Block	7:	Vorteile,	Mehrwertdienste	und	Marktentwicklung	(nur	in	einem	Teil	der	Interviews	
abgefragt)	

• Welche technischen Möglichkeiten für Heizwärme und Sub-Metering bestehen über SMGW 
und werden entwickelt, welche Synergien sind möglich, wenn ohnehin ein SMGW verbaut 
wird/ist (z.B. für Gebäudeversorgung/Mieterstrom)? 

• Welche Vorteile ergeben sich für Mieter aus den Vorgaben des § 5 Abs. 6 HeizkostenV (einer
seits Schutzprofile und technische Richtlinien des BSI, andererseits Verbindung mit einem 
Smart-Meter-Gateway nach § 2 Satz 1 Nr. 19 des MsbG), z.B. durch die Bündelung der Kom
munikation (Strom, Gas, Wärme, Wasser), die netzbetreiberseitige Nutzung und Daten
schutz?  

• Wie ist aus Ihrer Sicht der Stand der Marktentwicklung, welches sind Hemmnisse für Bündel
angebote und wie kann man diese beseitigen? 

• Kennen Sie (w)MSB, welche entsprechende Zusatzleistungen für Sub-Metering einschließlich 
Abrechnungsdienstleistungen anbieten? 
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